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Methodischer Wahnsinn
. Die litauische Regierung hat zwar auf die Einführung
eines ftäsndischenWahlrechtes im Memellanide verzichtet;
sie hat aber das geltende Wahlgesetz »in verschiedenen
wesentlichen Punkten abgeändert. Die Abänderungen zielen
vor allem aus drei Punkte ab: l. die Zahl der.wahl«beriech-
ti ten Memelländer nach Möglichkeitzu vermindern, 2. den

hlgang selber möglichst zu kompli ieren und 3. eine
Kontrolle ·-des Wahslergebnisfes durch Ri tlitauer nach Mög-T
lichkeit zu verhindern. Die Abänderung des Wahlgesetzes
für den Miemellandtag ist am« 14. August d. Js. im Re-

gierungsanzeigerder Republik Litsauen (Nr. 493) und am

6. August im Aimtsblatt des Memelgebietes (Rr. 83) ver-

öffentlichtworden.

Zunächst die Bestimmungen über das Wahlrecht. Der

§ 4, der darüber handelt, wer weder wählen noch gewählt
wer-den kann, wird durch den Zusatz er änzt, daß alle die

Personen weder das aktive noch das passiveWahlrecht be-

sitzen, denen auf Grund des Art. 10 Abs. 3 des Gesetzes zum
Schutze von Bolk und Staat die bürgerlichen Rechte entzogen
worden sind. Das bedeutet, daß es der Willkür des Kriegs-
kommsansdanten überlassen bleibt, allen Mitgliedern der

wegen angeblicher »Staatsfeindlichkeit« geschlossenen Vereine,
Organisationen und Berbände für die gesamte Dauer des

Kriegszustandes das Recht zu entziehen, in den wem-el-

ländischenLandtag, in den litauischen Sejm, in die örtlichen
Selbstverwaliungsorgane, in die handels- und Landwirt-
schaftskammsern usw. zu wählen. Praktisch kommt das darauf
hinaus, daß zum mindesten alle ehemaligen Mitglieder der
beiden verbotenen Parteien von Neumiann unsd Saß, also
über 12 000 Memelländer, ihr Wahlrecht zum Landtag
verlieren.

«

Ein neu eingefügter §51 schließtfolgende Personen vom

passiven Wahlrecht—aus: 1. naturalisierte Bürger Litsauens,
2. Personen, die, nach-dem sie für die- litau-ische.Staats-
angehörigkeit optiert haben, von einem fremden Staate die

Zusicherung erhalten haben, daß sie wieder in dessen Staats-
verband aufgenommen werden, und 3. Personen, die Or-

ganisationen angehören, vou denen gerichtlich festgestellt
worden ist, daß sie den Zweck verfolgten, Litauen die, Un-

abhängigkeit zu nehmen oder einen Teil des litauischen
Territoriums zu entreißen, wenn seit dem Gerichtsurteil noch
nicht fünf Jahre vergangen sind. Mit den unter Punkt 2

genannten Personen sind offenbar in erster Linie die mein-el-

deutschen Lehrer und Beamten gemeint, und mit den unter

Punkt 3 genannten Personen vor allem die ehemaligen
Mitglieder der beiden verbotenen Parteien Der Zweck Eies

Ausschlusses all dieser Personen vom passiven Wahlrecht ist,
den Deutschen des-Memellandes ih: e bekanntesten Führer zu
nehmen und ihnen die Aufstellung im politischen Leben
erfahrener Männer als Kandidmcn ssir den Landtag tunlichst
zu erschweren und dadurch Vielleicht Verwirrung und Un-

einigkeit im deutschen Lager hervorzurufen ·
.

.

Jn dem Abschnitt des Gesetzes, der von den Wahlkreisen
und Stimmbezirken handelt, ist der § 10 geändert worden,
Bisher sind die Stimmbezirke vom Direktorium fest-«

esetzt worden; und dieEntfernung zum Wahlort hat fürdie
ahlberechtigten nicht weiter als 5-km sein dürfenz

Diese Bestimmung ist jetzt dahin abgeändert worden, daß der

Präsident des Direktoriums allein die Stimmbezirke
fest-seht,ohne dabei fest an eine höchstentfernung zum Wahl-»
ort gebunden zu« sein. Auf Grund-dieser Ermächtigung hat deri

illegale Präsident des Dir-ektoriums, Bruvelaitis, die Zahl
der Stimmsbezirke im Lan-d-kreis -Memel von 74 auf 22, im
Kreis hehdekrug von 47 aus 17 und im Kreis Pogegen von
77 auf 24 vermindert. Die Zahl der sWahlIbezirke in Memel-,
Stadt dagegen bleibt unverändert· Der Zweck dieser Maß-·
nahme ist, möglichstzahlreich-e Memelläuder dadurch, daß sie
einen weiten unsd oft beschwerlichen Weg zum Wahllokal
zurückzulegen haben, von der Ausübung ihres Wahlrechtes
abzuhalten. Daß in Memel selbst die Zahl der Stimm-
be irke nicht verringert worden ist, erklärt sich wohl daraus-
da dort die Masse des schamaitischen Stisinmioiehs, das von

jenseits der Grenze herangeschafft wird, angesetzt werden soll.
. Der·Abschnitt 5 des Gesetzes handelt von den Wahl-
komsmissionen Jn diesem Abschnitt sind verschiedene Aende-
rungen vorgenommen worden. Während früher sdie Be-
aufsichtigun des Wahlvorganges der Kreis-wahlkommission
unsd den ezirkswahlkommissionen zugestand-en hat, steht
dies-es Recht jetzt nur mehr den B o r s i tz e n d e n dieser
Kommissionen zu. Den Beisitzern sind also ihr-e bisherigen
Befugnisse genommen worden. Zu Vorsitzenden aber werden
ausschließlich Litauer, jedoch keine deutschen Memelländer
berufen. Was damit bezweckt wird, läßt sich leicht denken-

Jin Gesetzesabschnitt über die Kandidatenlisten ist der
§ 39 abgeändert worden. Bisher hat es geheißen, daß die

Anzahl der Kandidaten, die von einer Partei aufgestellt
wurden, um die hälfte Lgrößersein durfte als die Gesamtzahl
der Abgeordneten des ansdtages. Nach der neuen Fassung
dar-f die Zahl der Kandidsaten einer Partei nicht mehr größer
sein als die Zahl der iiisgesamt zu wählenden Abgeordneten.
Das kann zur Folge haben, daß auf der deutschen Liste

gegebenenfallskein Kandidat mehr da ist, der nachrürken
ann, wenn es der in Zukunft rein litauischen Wahl-
prüfungskommission etwa einfalleu sollte, einer Anzahl
deutscher Abgeordneter unter irgend-einem Borwand das

Recht zur Ausübung der Mandate zu entziehen
Die weitestgehendeu Abänderungen haben die Bestim-

mungen des Gesetzes über den Wiahloorgaug selber erfahren.
Mit dem Grundsatz, daß jeder Wähler nur eine Stimme

haben soll, ist gebrochen worden. Der § 54 bestimmt viel-

mehr, daß jeder Wähler soviel Stimmen hat, als Abgeord-
nete isn den Landtag gewählt werden, also 29. Der Wähler
stimmt für die Kandidaten, die er sich aus den Kundidaten-
listen wählt. Für jeden Kandidaten, den der Wähler wählt,
kann er nur eine Stimme abgeben- Fur jeden Ksundidaten
erhält der Wähler einen Stirn-nizettel, auf den Bor- und

Zunamen, Alter, Beruf und laufende Nummer des

Kandidaten gedruckt sind. Unsd zwar werden ihm die Stimm-

zettel unmittelbar vor der Wahl im Wahllokal übergeben.
Wenn also z. B. zehn verschiedene Parteien an der Wahl
beteiligt sind, so erhält der Wähler, wen-n jede Partei »die
volle Zahl der zulässigen 29 Kandidsaten aufstellt- Mcht
weniger als 290 Stimsmzettel in die band gedrückt,durch die
Ek sich dann in der Wahlzelle eiligst durchzuwuhlenhat, um

die 29 Kunz-weitem die er wählen darf, herauszubride Es

läßt sich-voraussehen, daß eine solche Papierflut eine heillose
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Verwirrunganrichtenmuß. Es-- ist kaum anzunehmen,
daß bei einer solchen Regelung die Wahl überhaupt in

geordneter Weise durchgeführt werden kann.
Um den methodischen Wahnsinn dieser Bestimmungen-

ganz zu begreifen, muß man einmal folgen-de Ueberlegung
anstellen: Unter der obigen Annahme, daß sich 10 Parteien
an der Wahl beteiligen, erhält jeder ,Wähler 290 Zettel in die

hand gedrückt. Nun kann ein Durchschnittswähler im allge-
meinen nicht hexen. Er braucht ein-e gewisse Zeit, bis ier sich
sdurch den Papierhaufen durchgearbeitet hat· Nimmt man für
jeden Wähler nur 2"--5 Minuten Zeit zum Sortieren der

Stimmzettel an, so heißt das-; unter Nichtberücksichtigung
anderer möglicher Störungen, daß in einer Wahlzelle je
Stunde 24 Wähler abgefertigt werden können. Nimmt man

weiter an, daß sich in jedem Wahllokal je zwei Wahlzellen
befinden und daß 12 Stunden lang gewählt werden kann, so
kommt man zu dein Ergebnis, daß in jedem Wahllokal im

ganzen 552 Wähler ihre Stimme abgeben können. Nun gibt
es im ganzen Memelgebiet unter

Berücksichtigungg
der

litauischen Einbürgerungen auf der einen und der abl-
rechtsentziehungen auf der anderen Seite voraussichtlich
70 000 Wähler« Diesen stehen nach der starken Verminderung
der-Zahl der Stimmbezirke insgesamt nur noch 76 Wahl-
lokale zur Verfügung (früher 198). Nach der obigen Berech-
nung können bei zwölfstündiger- überall völlig reibun slos

vor sich gehender Wahlhandlung bestenfalls etwa 4 000

Wähler. abgefertigt werden. Der Rest von 28 000 Wahlern
wir-d nicht mehr zur rechten Zeit zur Wahlurne gelangen.
Setzt inan die Zeit, die jeder Wähler braucht, um seine
Stismmzettel in Ordnung zu bringen, auf 4 Minuten an,

dann erhöht sich die Zahl der nicht mle zum Wahlakt ge-

langenden Wähler auf etwa 43 000. as sind etwa wei

Drittel aller Wähler, die wegen der Kürze der Zeit der ög-
lichkeit einer Abgabe ihrer Stimmen beraubt werden wür-

den. Wer ich sein Wahlrecht sichern will, wird also, wenn

hier nicht bhilfe geschaffen wir-d, stundenlang anstsehen
müssen, ganz abgesehen davon, daß sehr viele Wähler auf
dem Lande infolge der Verringerung der Stimmbezirke ein-

bis zweistündige Anmarschwege zu den Wahllokaslen zurück-
zulegen haben.

·

Sehr auffällig ist auch die Aenderung der Bestimmungen
des Gesetzes, die sich auf die Feststellung des Wahlergebnisses
beziehen.
in« dein sie abgegeben wurden, von der dortigen Bezirks-
wahlkommission gezählt. Nach der neuen Regelung werden

hier nur noch die abgegebenen Umschläge gezählt. Dann

werden, wie § 65 bestimmt, die Umschläge gebündelt unsd an

die· Kreiswahlkommission in Memel geschickt. Dort erstwerden
dann, nach § 65 l. der neu zugefügt worden ist, die Umschläge
geöffnet und die Stimmen ausgezählt. Die örtlichen Bezirks-
wahlkommissionen haben also keine Möglichkeit, sich davon zu
überzeugen, wie in ihren Bezirken gewählt worden ist; es

ist ihnen also auch nicht möglich, die später von der Kreis-
wa lkommission veröffentlichten Wahlergebnisse auf ihre
Ri tigkeit zu prüfen. Der Kreiswahlkommission

Früher wurden die Stimmen in dem Wahllo-kial,.

gehört kein zeinzi get Deutscher ianl Dass
bedeutet: Die Falschungendes Wahlergebnisfes werden

zentral durch eführt — je Nach Bedarf. Es ist auch be-

zeichnend, da die Kreiswahlkommissionihre Arbeit nicht
mehr wie früher in öffentlicherSitzunäerledigt. Der § 70,
der das bestimmte, ist in der neuen asfung des Gesetzes

gefallen. Gestrichen sind auch die §§ 68 und 69, die über den

Verlauf der ,Wahl an Ort und Stelle ein Protokoll ver-«

langten, in das auch Einsprüche, Proteste usw. der Wähler-
fchaft sowie die Ansicht der Bezirkswahlkommissionen über
den Verlauf der Wahl in ihrem Be irk aufzunehmen waren.

Neu hinzugekommen ist ein 8851.welcher bestimmt, «

daß die Abgeordneten zsu Beginn ihrer Tätigkeit einen Eidv
bzw. ein feierliches Versprechen abzulegen haben. Der Text
ist wörtlich festgelegt. Die Abgeordneten haben sich zu ver-

pflichten, der litauischen Republik treu zu sein, die Ver-

fassung des litauischen Staates, das Memelstatut und die

anderen im Memelgebiet gelten-den Gesetze des Memel-

gebietes wie auch Litauens zu schützenund zu erfüllen. Ab-

lehnung des Eides wird mit Entziehung des Abgeordneten-
-ma.nd-ates bestraft. Es ist also beabsichtigt, die gewählten Ab-

geordneten durch Eid an die Verbrechen zu binden, diein den.

letzten Monaten und Jahren vor-. litauischer Seite an der

Bevölkerung des Memellandes verübt worden sind. « ·.

Das sind diewesentlichsten Aenderungen, die am Wahl-«
gesetz vorgenommen wurden. Die Absicht des Wahl-«
rechtsraubes und der Wahlfälschung liegt ganz offen zutage.
Wie zum hohn haben die litauischen Gesetzgeber den § 1 des«

Wahlgesetzes, der die allgem-eine, gleiche, unmittelbare und

geheime Wahl vorschreibt, bestehen gelassen.
Uebrigens ist es immer noch fraglich, ob die Wahlen

wirklich am 29. Se tember stattfinden werden« Die litauische
Presse brachte vor

urgem
die Nachricht, daß der V e r b a n d

der Rabbiner itauens die Verschiebung
der Wahlen verlangt hat mit der Begründung, daß
auf den 29. September der größte jüdische Feierta (Neu-«
jahr) falle und die Juden an diesem Tage si an den hlen
nicht beteiligen könnten. Es würde angesichts der oft be-

wiesenen rückgratlosen Unterwürfigkeit der sog. Machthaber
von Kauen gegenüber den Juden und Bolschewiken nicht
überrasschen,wenn die litauische Regierung dieser aufdring-
lichen Forderung der Rabbiner nachgeben und die Wahlen
noch weiter hinausschieben würde. Schließlich ist ihr ja wohl-
die Stimme eines verlausten hebräers angenehmer alsdie

politisch-e Meinung von 60 000 memelländischen Wählern.«-«
Es ist nur nicht ganz klar, wieso man erst so spät das Zu-
sammentreffen der Wahlen mit dem jüdischen Neujahr ent-

deckt hat. Da man nicht annehmen kann, daß bei den

Schamaiten die segensreiche Einrichtung des Kalenders noch
unbekannt ist, kann es sich hier nur um einen neuen Vor-
wand für die weitere Verschleppung der Wahlen handeln,
falls die geplanten Vorbereitungen, d. h die Massen-
einbürgerungen und die Wahlrechtsentziehungen, bis zu
dem ursprünglich vorgesehenen Termin etwa noch nicht-
beendet sein sollten.

«
-

Die Deutschen werden ausgeschaltet
Seit Juli bereits sind in Polen die Vorberei-

tungen für die
bevorstegendenSejm- und

S e n a t s w a h l e n im Gange. n der ersten hälfte des

Monats August sind die Bezirksversammlungen
aufgestellt worden, deren Aufgabe es ist, in den 104 Wahl-
bezirken, in die das polnische Staatsgebiet eingeteilt ist, die
Kansdisdaten für die Wahlen zum Sejm zu bestimmen. Die

weitaus meisten Mitglieder der Bezirksversammlungen,
namlich etwa 8300, sind von den territorialen Selbstverwal-
tungen, also den Stadtverordnetenversammlungen, den Ge-
meinde- und Kreisräten, aufgestellt worden. Die Landwirt-

schafts-·,handels- und handwerkskammern hasben etwa 2150
und die Gewerkschasften etwa 1650 Delegierte entsandt, die

Aerzte-, Anwaltss und Notariatskammern, die ho» schulen,
Frauenverbande usw. insgesamt einige hundert on der

Möglichkeit, weitere Delegierte auf Grund von Li ten mit je
500 notariell beglaubi ten Unterschriften in die. ezirksver-
sammlungen u entsen en, ist nur in geringe-m sund in den

einzelnen Lan esteilen sehr unterschiedlichsem Maße Gebrauch

Bmachtworden« Jn der Wojewodschaft Schlesiensindnur
» solch-er 500-Mann-Listen zustande gekommen, in der
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Wojewodschaft Posen 127, in der WojewodschsaftPommerellen
34, in der Wojewodschaft Wilna 34, in der ijewodschaft

Lemberg 42, in Warschau 30, in der Wojewodschaft
Lodz nur 7.

·

Mitte August finid dann die Bezirksversammlungenzu-.
sammengetreten, um die Kandidaten fur die Wahlen zum
Sejm zu bestimmen. Es sind im ganzen etwa 1000
Kandidaten aufgestellt worden. Schon aus der

Liste der aufgestellten Kandidaten laßt sich der sichere Sieg
des Regierungslagers bei den am 8. September stattfinden-
den Sejmwahlen entnehmen. Bei der überwiegenden Mehr-
zahl der Kandidaten handelt es sich um ehemalige Abge-
ordnete des Regierungsblocks und Funktionäre der«Negie-
rungspartei. Von den derzeitigen unsd ehemaligen Minilsterndes Pilsudski-Lagers kandidieren u. a. Slawek, Ko cial-

kvwski, Paciorkowski, Sla"woj-Skladkowski, Schaetzel, Flvyar-«
Rajchman, Miedzynski. Koc usw. Stark vertreten sinid auf
der Kandidatenliste die großindustriellenund großgrun·d-
besitzendenKreise Dagegen finden sich auf der Liste inur

verhältnismäßig wenige Arbeiters und Bauernvertreterz
Von den Politikern der Oppositionsparteien, die sich in letzter



Zeit dem Re ierungslager in der Hoffnung genähert hatten,
durch die Ab ehr von ihren alten Parteien den Fortgang
ihrer politischen Laufbahn zu sichern, ist es nur wenigen ge-
lungen,"einen Platz auf der Kandidatenlistezu angeln. Die

J u d e n haben eine Reihe von Kandidaten ausstellen
können. Ebenso die Ukrainer. Die»Weißrussen usnd
L i t a u e r nehmen an den Wahlen nicht teil.

Die deutsche Volksgruppe hat keinen
einzigen Kandidaten erhalten. Unter eigen-
artigen Umständen ist ihr der eine Kiandidat, auf den sie mit

Bestimmtheit glaubte rechnen zu können, verloren-gegangen
Der Wojewode Grazynski hatte in einer Be-

sprechung, die der »Rat der Deutschen in Polen« auf Wunsch
des Ministerpräsidenten Slawek am 12. August mit ihm
hatte, die Aufstellung eines deutsche-n »Kan-
didaten für den Warschauer Sejm in einem

der fünf oberschlesischen Wahlkreise zuge-
sich e r t· Da die Zahl der deutschen Delegierten in den

Bezirksverssamsmlungen nirgends ausreichte, um einen deut-

schen Kandidaten aufzustellen, konnte diese Zusicherung des

Wojewoden nicht and-ers aufgefaßt »wer-den,als daß die

Delegierten des Regierungs-blocks in einer der oberschlesischen
Bezirksviersamsmlungen, und zwar der Kattowitzer,die An-
weisung erhielten, den von deutscher Seite vorgeschlagenen
Kiandidaten zu unterstützen. Da die Regierungsanhanger in

den Bezirksversammlungen fast durchweg die Kandidaten

gewählt haben, deren Wahl »von oben« angeordnet worden

war, hätte ein entsprechen-der Wink in bezug auf den deut-

schen Kandidaten wirklich keine Schwierigkeiten gemacht.
Tatsächlich sind dann die deutschen Delegierten jedoch im·
Widerspruch zu der Zusicherung des Wojewoden bei der Ab-

stimmung über die Kandisdaten im Stich gelassen worden«-
Von polnischer Seite ist später behauptet worden, das

habe daran gelegen, daß sich die Deutschen untereinander

nicht über den von ihnen vorzuschlagenden Ksandidaten

hätten einigen können. Das trifft nicht zu. Tatsache ist viel-

mehr, daß bei der Besprechung mit dem Wojewoden von

deutscher Seite z u n ä chst der hüttendirektor a. D. S a b a tz
vorgeschlagen und von Grazynski auch genehmigt worden
war. Tatsache ist weiter, daß der deutsche Gewerkschaftsführer
J a n k o w s k i n a ch h e r erklärte, es könne den deutschen
Arbeiter-n nicht zugemutet werden, ihre Stimme einem

hüttendirektor zu geben. Tatsache ist schließlich, daß die

deutschen Delegierten in der Kattowitzer Bezirksversammlung
daraufhin g eschlossen für den früheren Abgeordneten
Janloivski stimmten, bei den polnischen Delegierten jedoch,
wie gesagt, keine Unterstützung fanden. V o n p o l n isch e r

Seite ist also der Wechsel in der Person des

vorgeschlagenen d e u t-s ch e n Kasndidaten

dazu benutzt worden, um die vom Woje-
woden gemachte Zusage zu brechen. Es.ist

, außerordentlich bedauerlich, daß die im »Rat der Deutschen«
bestehenden Meinungsverschiedenheiten der polnischen Seite
den erwünschten Vorwand verschafft haben, das gegebene
Wort nicht zu halten. Etwas mehr Kenntnis des polnischen
Partners hätte man bei den ,,alten Routi-niers«, die im »Rat
der Deutschen«sitzen, doch wahrhaftig vorausssetzen können!
Trotzdem bleibt die Tatsache bestehen, daß es den Polen bei

einigem guten Willen sehr leicht möglich ewesen wäre, den

versprochenen deutschen Kandidaten aufo tellen. An diesem
uten Willen asber hat es eben gefehlt. Es muß in diesem

äusammenhangauf einen ganz ähnlichen Fall in
r a k a u hin-gewiesen werden. Dort hatten die Juden in den

Besprechungenmit den polnischen Regierungsleuten zunächst
einen ihrer Leute in Vorschlag gebracht und dann in der Be-

Rkksveksammiunäschließlichdoch einen III-deren gewählt-
nders als bei en Deutschen in Kattoswitz haben sich die

Polen sbei den Juden in Krakau durch den psersonellenWechsel
in der Kandidatur nicht davon abhalten lassen, ihr gegebenes
Versprechen zu halten. Diese bessere Behandlung der Juden
durch polnische Regierungsleute ist sehr bezeichnend.

Die deutsche Volksgruppe, die in dem 1930 unter

blutigem Terror gewahlten Warschauer Sejm durch 5 und
in dem zu gleicher Zeit gewählten Schlesischen Teil -ebiets-.

landtag durch 7 Abgeordnete vertreten war, wird in Zukunft
weder in der einen noch in der anderen Körperschastvertreten

seinzWer sich von den DeutschenPolens an den Sejmwahlen
beteili -t,- ist also gezwungen, einem polnischen Kandidaten
seine timme zu geben. Man kann einem Deutschen aber

schwer zumuten, Leute zu wählen, die er zumeist überhaupt
nicht oder wenn, dann nur durch eineVetätigung kennt, die
alles andere als deutschfreundlich ist. Der -,R at d e r

D eutschen« stellte es in einem Aufrufzden er nach dem

Bekanntwerden der Kandidatenliste herausgab, jedem
einzelnen Deutschen anheim, selibst zu entscheiden, ob er sich
an den Wahlen beteiligen will. Einige Tage darauf aber
trat die dem ,,Rat der Deutschen« angehörende ,,D e u tsch e

V e r e i n i g u n g« für Posen-Pommerellen schon wieder
mit einer anderen Parole hervor. Es hätten, heißt es in
dem diesbezüglichen Aufruf, neuerliche Verhandlungen mit
Vertretern der polnischen Regierung und den örtlichen Be-
hörden stattgefunden; der Vorstand der »Vereinigung« sehe-
sich nunmehr »aus verschiedenen Gründen« veranlaßt, die
Deutschen Posens und Pommerellens zurTeilnahme an den

Wahlen und zur Ab abe ihrer timmen für-die
Vertreter des egierungsblockes aufzu-
fo r d e r n. Es wird schließlichdie ,,zuversichtliche hoffnung«
ausgesprochen, »daß die Regierung den berechtigten Forde-
rungen der deutschen Volksgruppe in unserer heim-at
Rechnung trägt und uns Deutschen damit die Erhaltung des
uns zustehen-den Lebensraumes und unserer völkischen
Eigenart sichert«. Das Jnteresse des polnischen Regierungs-
blocks an den deutschen Stimmen in Posen-Pommerellen
kann man verstehen. Die Wahlstimmung ist gerade in diesen

klraditionellgegen Warschau opponierenden Gebieten recht
au.

-

Wie erwähnt, sind als Kandidaten für den Sejm fast
ausschließlichLeute des Regierungslagers aufgestellt worden.
Trotzdem ist der Wahlvorgang, der sich am 8. September
vollziehen wird, nicht ohne Bedeutung. Jm Regierungsblock
sind die verschiedensten sozialen und weltanschaulichen Rich-
tungen vereini t; und ebenso stehen auf der Kandis

datenliste eute, die zwar alle zum Regie-
rungsblock gehören, aber zum Teil bäuers

liche, zum anderen Teil großagrarische
Interessen, zum Teil sozialistische, zum
anderen Teil kapitalistische Jdeengänge,

zum
Teil mehr freidenkerische, zum anderen

veil mehr klerikale Gedanken vertreten.
Die gemeinsame Zugehörigkeitzum Regierungsblock schließt
demnach nicht aus,

-

daß ie etwa 1000 Kandidaten, von

denen ja nur etwa 200 zu Abgeordneten und ebenso viele zu
Abgeordnetenstellvertretern gewählt werden können, sich
gegenseitig die Wähler abspenstig zu machen versuchen. Jn
Wilna z. B. liegen das konservative ,,slowo« und der mehr
links gerichtete ,,i(urjer Wilenskj«, die beide zum Regierungs-
lager gehören, miteinander in Fehde. Anderswo ist es ähn-
lich. Es geht bei den Wahlen darum, ob der linke oder der

rechte Flügel des Regierungsblocks im künftigen Sejm die

Oberhand gewinnen wird. Da die polnischen Oppositions-·
parteien keine Kandidaten, um deren Mandate sie sich be-

mühen müßten, aufgestellt haben, und die wenigen ukrsaini-

schen und jiidischen Kandidatem die aufgestellt werden
konnten, in der Gesamtauseinandersetzung nur eine neben-«
sächlicheRolle spielen, würde sich je d e r W a h l k a m pf
vor allem auf Kosten der Einigkeit im pol-
nischen Regierungslager auswirken. Die an

sich schon bestehenden Gegensätzeindiesem Lager würden sich
in einem solchen Kampfe, in dem es an Gegnern aus den

oppositionellen Lagern fehlt, notwendigerweise verschärfen.
Unter diesen Umständen ist es leicht zu verstehen, daß die

regierenden Kreise großen Wert darauf legen, daß üb er-

hsaupt keine Wahlpropaganda für diesen oder

jenen Kandidaten, als den Vertreter dieser oder jener Rich-
tung oder Schattierung, stattfindet. Der Wähler, hat Oberst
Slawek in einer Presseerklärung gesagt, wisse selber am

besten, zu welchem Kandidaten er das
1glrößte

Vertrauen

besitze; jede Werbung könne sein gesundses rteil nur trüben.

Man liest das, und man lächelt.

rdee. ..Ostdeutiche Heimatlalender 1936"
kommt binnen kurzem zum Versaiid.« Bestellungen sind spspkk
über die Ortsgrnppen des Bandes Deutscher Osten aufzugeben.
Preis siir Mitglieder des BDQ 0,60 JMQ Ortsnruppen erhalten
bei Sammelbestellunnen über die Landesgruppen Rabatt. Einzel-
preis für Nichtniitgliedek 0,90 — Der Kalender bietet auf
112 Seiten-bei reicher Bildausftattung eine Fülle unterhaltenden
und belehrenden Stoffes. «
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Danzig verhandelt mit Polen
Auf Grund der Vereinbarung vom 8. August haben

am 19. August dieVerhandlungen zwischen
Danzig und Polen begonnen. Die Freie Stadt

geht bei diesen Verhandlungen, die für die
künftiI

Ge-

staltung ihres Verhältnisses zu Polen von größter
s edeu-

tung sind, von einer Reihe von Voraussetzungen
aus, ohne deren Anerkennung durch den polnischen Partner
eine dauerhafte und befriedigende Lösung nicht denkbar

erscheint. Zunächst muß die Freie Stadt, was immer wieder
betont werden muß, darauf bestehen, daß P o le n a u f
jeden weiteren Vorstoß gegen die Danziger
Währung verzichtet und nicht noch einmal ausf den

hintergründigen Gedanken verfällt, seine «Unterstützung bei
der Sicherung des Guldens« aufzudrängen. D i e W ä h -

rungslage der Freien Stadt hat sich in

letzter Zeit durchaus günstig entwickelt; die

Währungsreserven der Bank von Danzig sinid im Laufe
eines Monats um über ein Drittel gestiegen; die Gulden-

bewirtschastung hat sich bewährt. Senatspräsident Greiser
at, um jeden Zweifel auszuschalten, am 26. August in

einer Volkstagsrede noch einmal betont, «d a ß D a n z i g
niemals irgendwelche Re te hinsichtlich
seiner Währung und. der elbständigkeit
feiner Notenbank preisgeben wir-d«

Die zweite Voraussetzung für einen dauerhaften Erfolg
der Verhandlungen ist, daß von polnischer Seite die

Eigenstaatlichkeit der Freien Stadt und
deren volle Gleichberechtigung am Ver-

handlungstisch anerkannt wird. Jn dieser hinsicht
haben auf polnischer Seite seit jeher Vorstellungen bestanden,
die weder juristisch zu stützen noch moralisch und politisch

u rechtfertigen sind. Die Stellung Danzigs als unab-

ängiger Staat ist polnischerseists bis heute noch nicht an-

erkannt worden. Das hat im Laufe der Jahre zu zahlreichen
schweren, unnütz Kräfte verbrauchenden Konflikten geführtDaß sich die polnische Sucht, die Eigenstaatlichkeit anzigs
in Zweifel zu ziehen, auch in Zukunft immer wieder stören-d
und oerbitternd auf die beiderseitigen Beziehungen aus-

wirken muß, wird man verstehen, wenn man z. B. im

,,l(urjer Bydgoski« eine der typischen polnischen Aeußerungen
hierüber liest: Polen könne sich nicht damit einverstanden
erklären, Danzig als souveränen Staat anzuerkennen. Es
erkenne wohl an, daß heut-e die Mehrzahl der Danziger
deutsche Volkstumsangehörige jin-d; es könne jedoch nicht
vergessen, daß sich die Einwohner Danzigs in der Ver-

gangenheit politisch zu Polen hingezogen fühlten (!?), und

daß Danzig, geograp isch gesehen, »ein Teil des polnischen
Territoriusms« feil olen werde Danzig nicht als gleich-
geordiieten Partner betrachten; eine solche Stellung stehe
nach den eltenden Bestimmungen Danzig nicht zu (?).
Unschwer läßt sich erkennen, daß solche Behauptun en nur

von Menschen aiifgestellt werden können, die das Op er einer

beklagenswerten historischen Unkenntnis sind und die »neu-
reichen« Manieren der politischen Jnflation der Versailler
Aera noch nicht abgelegt haben.

Weiter muß Danzig, um dem polnischen Partner das

für die wünschenswerte Zusammenarbeit erforderliche Ver-
trauen entgegeiibringen zu können, darauf bestehen, daß die

keindseligeBerichterstattung gewisser polnischer Blätter —

dlche des Regierungslagers nicht ausgenommen — endlich
eingestellt wird, Da bei einem Teil der polnischen Presse
in dieser hinsicht nicht genügend Disziplin vorausgesetzt
werden kann, liegt es schließlichan der polnischen Regierung,
fur ein entsprechendes Verhalten der betreffenden Organe
Sorge zu tragen. Senatspräsident Greiser hat sich in seiner
Volkstagsredehierzu geäußert: ,,Jn Danzig dürfte es keine

Zeitung wagen, das Verhältnis zu Polen durch eine unauf-
richtige und dem ehrlichen Wollen der führen-den Staats-
manner in den Rücken sallende Berichterstattung zu stören.
DieselbeAutorität, die ich in Danzig zugunstenunseres
Verhaltnisseszu Polen einzusetzen jederzeit ewillt bin, muß
ich auch von meinem Verhandlungs- und ertragspartner
verlangen können.«

Danzig braucht, um sich auf eine Zusammenarbeit mit
Polen auf lange Sicht einstellen zu können, die Gewißheit,
daß Polen in mindestens demselben Maßee
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wie es von Danzig die Einhaltun »der Ver-
träge verlangt, seinen» eigenen Verpflich-
tungen Danzig gegenuber nachkommt. Zu«
diesen Verpflichtungen gehört in erster Linie die Aus-
nutzung des Danziger hafens in einem Maße und in einer

Weise, die der Freien Stadt ein gesunde, die private
Jnitiative anspornende Entwicklung ihres Wirtschaftslebens
verspricht. Die Politik, die Polen in dieser
Beziehung bisher verfolgt hat, ist geeignet,
die Danziger Wirtschaft immer weiter von

derjenigen Polens zu entfernen. Niemand darf
sich darüber wundern, daß jedes Schiff, das nicht mehr den

Danziger, sondern den Gdingener hafen anläuft, jede Er-

schwerung der Danziger Ausfuhr nach Polen, jeder unüber-
legte Angriff auf das nationale Empfinden des Danziger
Deutschtums im Enderfolg nur eine weitere Entfremdung

Zervorrufen
kann. Die Auffassung, daß Danzig ,,im eigenen

n-teresse«danach streben müsse, sein Wirtschaftsleben dem-

jenigen Polens ohne Vorbehalt ein- und unterzuordnen,
kann nur der vertreten, der nach 15 Jahren polnischer
Staatlichkeit noch den Mut auf-bringt, zu behaupten, daßz

es

für eine deutsche Bevölkerung ein beneidenswertes er-

gnügen sei, unter polnischer herrschaft zu leben. Von der-

artig abswegigen Vorstellungen muß man sich auf polnischer
Seite befreien.

Als der Danziger Senat am 1. August, um die kata-

strophalen Folgen der polnischen Zollverordnung abzuwen-
den, eine teilweise Aufhebung der Danziger Zollgrenze
gegenüber dem deutschen Mutterlande verfügte, da war es

kein Zufall, daß viele, sehr viele in Danzig glaubten, jetzt
sei der Zeitpunkt gekommen, dem unnatürlichen Zustand,
den das Versailler Diktat geschaffen hat, ein Ende zu machen.
Dieser Glaube an eine kurzfristi e Lösung
des

DanzigerProblems mu te sich freilich
als ein rrtum erweisen. er »Danzig-er Vor-

posten« ist diesem Glauben, um ihn nicht zu einem Moment
der Schwäche für den Behauptungswillen der Danziger
Deutschen werden zu lassen, damals entgegengetreten: »Wir
werden mehr leisten und allen Angriffen um so stärkeren
Widerstand entgegensetzen können, wenn wir uns von vorn-

herein klar machen, daß noch viele schwere Opfer
ebracht werden müssen. Wir werden um so
stärkersein, wenn wir weder uns noch anderen Wunschbilder
vorgaukeln . . . halten wir fest an dem traiditionellen Wirk-
lichkeitssinn unserer hansestadt und vor allem an der
Tradition nationalsozialistischen Kampfgeistes, der kämpfen

hießohne zu fragen, wann das Ziel, die Macht, erreicht
ei.«

Der Vizepräsident des Danzi er Volkstsages, A n sd r e s ,

schloßdie Erklärung, die er am 6. August im Namen der
nationalsozialistischen Fraktion abgab, mit den Worten:
»So wie einmal die NSDAP Deutschlands Wiedergeburt
einleitete, so wird auch die NSDAP hier in Danzig das

Unrecht wiedergutmachen, das man dieser deutschen Stadt

angetan hat. Wir wissen, daß wir hier nur Vorhut sind und

diese Stellung so lange zu halten haben, bis dkrB e f ehl
u r L ö s u n g dieses auf die Dauer unertraglichen Zu-ftandesgegeben wird. Mag die Opposition andere Ziele

verfolgen, wir wer-den uns nicht beirren lassen und weiter-

kämpfen unter der Parole: Zu rürk zu ni R e ich —

gegen vertragliche Willkurlk Und Senats-

präsident Greiser schloß seine Regierungserklärung mit
einem Gruß an den Panzerkreuzer ,,Admiral
Schee·r«, der in diesen Tagen den Danziger hiafen be-

suchte: »Jeder Danziger sollte dieses stolze deutsche Kriegs-
schiff besuchen, damit jenes Gefühl, welches ibei manchem
bisher vielleicht nur ein leises Bangen und Sehnen war, zur
Gewißheit wird, daß der Fuhrer und sein Werk
die Freiheit des deutschen Volkes, zu dem

auch wir gehören, bedeutet.«

Fahrt im Urlaub nach
dem schönen Don-m



Sorge um die polnifche Handelsbilanz
Die Polnifche handelsbilanz war im April d. Js. mit

0,23 Mill. und im Mai mit 1,8 Mill. Zloty passiv. Sie«ist
im Juni zwar wieder aktiv geworden.«Doch ist«diese
Besserung nicht geeignet, die Sorge, die man sich in

Warschau wegen der zukünftigen Entwicklung des polnischen
Außenhandels macht, u zerstreuen. Denn im ersten halb-
jahr 1935 hat die EinfuhrPolens 416,3 Mill.,«die Ausfuhr
442,6 Mill. Zloty, der Aktivsaldo also.26,3 Mill; Zloty be-

tragen, während er in der gleichen Zeit des Vorjahres noch
eine höhe von 81,3 Mill. Zloty erreichte. Jm ganzen ist der

polnische Außenhandel noch aktiv, doch ist der Saldo

ganz erheblich zusammengeåchrumpft«Man»
befürchtet nun in Warschau nicht ohne rund, daßes sichbei

diesem Riickgang des Aktivsaldos nicht um»eine voruber-
gehende Erscheinung handelt; man rechnet vielmehr damit,
daß der polnische Außenhandel in Zukunft, wenn auch nicht
dauernd passiv werden, so doch keine nennenswerten Ueber-

chiisse mehr abwerfen wird. Diese Tendenz einer fort-
schreitendenAngleichung der Ausfuhr-»andie Einfuhrrverte
wird durch die sich immer mehr einburgernde Praxis des

Kompenfationshandels bei den Staaten —be-

günstigt, die für den polnischen Außenhansdelbesonders
wichtig sind. Deutschland istdurch seine Devisenlage

:

ezwun en vdie Höhe seiner Ein uhr aus Polen der hohe
sgeinerask-uhrdorthin anzupassen. Der handelsvertrag mit
LE n g l an hat nicht zu der von Warschau erhofften Steige-
rung der polnischen Ausfuhr geführt, sondern im Gegenteil
eine Verringerung des bis dahin recht beträchtlichen
polnsischen Aktivsaldos im handelsverkehr mit England zur

Folge gehabt. Rußland scheint der polnischen Ausfuhr
keine erheblichen Mögli keiten zu bieten, da die polnische
Wirtschaft nicht in der age ist, die von den Sowjets ge-

Erdertenlangfriftigen Lieferungskredite zu gewähren. Auch
rankreich bietet mit seiner Kontingentpolitik dem

polnischen handelspartner wenig Gelegenheit, einenu Aus-
suhrüberschiißzu erzielen. Aehnlich liegen die Verhältnisse
beim polnischen handelsverkehr mit anderen europäischen
Ländern. Diese Entwicklung hat die Aufmerksamkeit der

olnischen Wirtschaftskreise in zunehmendem Maße auf die

Förderungder Ausfuhr nach überseeischen

Gebieten gelenkt. Jm Verkehr mit diesen Gebieten ist
der

polniscleAußenhandel seit jeher in hohem Maße passiv.
Nach den ereinigten Staaten z. B. hat Polen im Jahre
1933 für nur 1,6 Mill. Zloty Waren ausgeführt, von dort
aber für 13,3 Mill. Zloty bezogen. Es bleibt fraglich, ob
es Polen gelingen wird, auf den überseeischen Märkten

gegenüberder starken Konkurrenz anderer Staaten Raum

zu gewinnen.
Eine weitere Drosselung der polnischen Einsuhr kommt

kaum noch in Frage. Jm Gegenteil steht Polen, wenn es

seine Jndustrie wieder stärker in Gang bringen will, vor der

Notwendigkeit, seine Einfuhr zu steigern,
da es industriewichtige ausländische Roh-
stoffe braucht. Unter diesen Umständen läßt sich eine

Passivität der polnischen handelsbilanz nur durch eine

Steigerung der Ausfuhr vermeiden, soweit nicht etwa in-

ländische E rsatz rohstofse hergestellt werden können.

Zierbeiaber befindet sich Polen in einer wenig glücklichen
-

age. Denn auf der einen Seite gehen die Preise der Roh-
stoffe und landwirtschaftlichen Erzeugnisse, die Polen in der

-.f)auptsache aussührt, im Laufe der.letzten Jahre ganz
empfindlich zurück, auf der anderen Seite aber steigen die

Preise derjenigen Waren, die Polen einführen muß. So
·

sind. z.. B. die Preise für Wolle, Baumwolle, Alteisen und

Rohleder von 1933 auf 1934 zum Teil ganz beträchtlich in

die höhe ge angen, während die Preise für Kohle, holz,

Zucker,Eier, utter usw. in der gleichen Zeit gesunken sind.
ie polnische handelssbilanz steht demnach

unter dem doppelten Druck sich verringern-
der Ausfuhrmöglichkeiten und sinkender
E x p o r t p r e i s e. Es wird erheblicher Anstrengungen
bedürfen, um zu verhindern, daß sie dauernd passiv wird.

Mit der Aktivität der handelspolitik hängt eng die Festig-
keit der polnischen Wä h ru n zusammen. Deren Festig-
keit war während der letzten Bahrein denen der Außen-
handel für Polen stark aktiv war, nicht zu bezweifeln; sie
wird jedoch problematisch, wenn im polnischen Außenhandel
die Tendenz eines Ausgleichs zwischen Ein- usnd Ausfuhr
andauert, die sich in der ersten hälfte dieses Jahres bemerk-
bar gemacht hat.

Ostland-Chronik
Die deutsch-politischen Wirtschaftsverhandlungen

Die polnische Presse bekundet ein iemlich lebhaftes Jn-
teresse an dem Fortsang

der Wirtschaftsverhandlungenmit

Deutschland. Diese erhanöiungen sind noch nicht zum-Ab-
schluß gekommen. Nachrichten hierüber sickerii nur sparlich
;durch. Es hat jedoch den Anschein, als ob sie zu einer weiter-
gehenden Einigung führen

wollten, als man noch zur Zeit
des Besuches des polni chen Außenministers in Berlin anzu-

nehmen geneigt war. Nach verschiedenen Andeutungen der

polnischen Presse zu urteilen, hat man sich auf polnischer
Seite mit dem Gedanken befreundet, daß sich der Warenaus-

taiisch mit Deutschland nur aus der Grundlage der Gegen-
seitigkeit weit-ei entwickeln kann. Nach polnischen Zeitungs-
meldungen wird u· a. mit Aussicht auf Erfolg über die Ab-

Uahme eines bestimmten Schweinekontingentes
durch Deutschland verhandelt Ebenso soll auf deutscher
Seite die Bereitschaftbestehen, größere Mengen polnischen
hvlzes aufzunehmen Vertreter der olnischen holzindu-

Höfehaben sich vor einiger Zeit in erlin aufgehalten.
·

eiter heißt es, daß auf deutsche Anregung hin eine grund-
sätzliche Einigung über die V e r l ä n g e r u n g d e s

R o g g e n ab k o m m e n s zustandegekommen ist; das Ab-
kommen bezieht sich auf die Roggenausfuhr Deutschlands
und Polens nach dritten Märkten. Jnteresfant ist die Mel-

dung einer polnischen Zeitung, wonach Deutschland mit der

Bezahlung des Transitoerkehrs durch den

.

K o r r i d o r seit einiger Zeit im Rückstand sein und Zahlung
iri Waren angeboten haben soll. Der Gedanke ist nicht schlecht.
Die hauptschwierigkeiten für die Verhandlungen sind nach
wie vor die deutsche Devisenbewirtschatung und die geringe
Aufnahmefähigkeitdes polnischen arktes für deutsche

«
Jndustrieerzeugnisse.

shasen von Gdingengab die ,,Königsberg«
Ehrensalut von

Kreuzer äönigsberg in Gdingen
Am 21. Augustlief der deutsche Kreuzer ,,K ö ni s-

b er g« in den dingener hasen ein« Es ist das erste al,-
daß ein dseutsches Kriegsschiff — in Erwiderung des kürz-
lichen Besuches der beiden polnischen Kaiioneniboote »Wicher«
unsd ;,Burza« im Reichskriegshafen Kiel — den polnischen
haer besucht. An der Dreimeilengrenze wurde der deutsche
Kreuzer von einem polnischen Kanonenboot empfangen. Jm

den üblichen
1 Schüssen ab, der von dem polnischen

Kasernenschiff «Baltyk« erwidert wurde· Der deutsche Mili-

tärattache in Warschau, General S ch i n d le r , began sich in

Begleitung des ersten Botschaftsrat-es, Schliep, und des

deutschen Generalkonsuls von K üchler (Thorn) zur Be-

grüßung an Bord. Es folgten die Besuche des Kommandan-

ten der ,,Königsberg« im Gdingener Kriegsmarineamt und

des Kommandeurs der polnischen Flotte, des Konterasdmirals

v o n U n r uh, an Bord des deutschenSchiffes. Der Auf-
halt in Gdingen währte drei Tage. Die polnische Presse be-

schäftigte sich eingehend mit dem deutschenBesuch. Das Jn-

teresse der Bevölkerung Gdingens fur das Kriegsschiff und

seine Besatzung war groß. Viele Tausende fanden sich zur
Besichtigung ein. Der Empfang, der den deutschen Ofsizieren
in Warschaii bereitet wurde, war, soweit das in der Politik
möglich ist, herzlich.

Es hat aber auch nicht an anderen Stimmen gefehlt. So
schrieb der nationaldemokratifche ,,l(urier Poznanski«: »Wir
haben mehr Glauben daran, daß auf rusfischer Seite

W e U i g e k H U ß UUS gegenüber vorhanden ist (als auf
deutscher). Wir empfangen die deutschen Gäste zwar mit der

entsprechenden Eourtoisie und Gast reund-

schaft, wir entsprechen damit aber nur den onna-
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litäten und richten uns weniger nach dem Gefühl der

Freundschaft Wir sollen mit Freundlichkeit auf die

deutsche Kriegsflagge schauen, unter welcher
die preußischen Regimenter das polnische
L a n d v e r iv ii st e t e n ? Wie soll man glauben, daß mit
der Unterzeichnung irgendeines Aktes oder mit der Ab-

stattung ir·sc-ndeines Besuches der Ersze
in d sich in einen

herzlicheii ( reund oder gar in einen erbündeten verwan-

delt?" Soweit der »l(iirjei- Poziiaiiski«. Zur Sache wäre dazu
zu bemerken, daß die preußischen Regimenier, deren Flagge
das polnische hetzblatt beschimpft, d a s p o l n i s ch e L a n d
von der isussischeii herrschaft befreit haben.
hunderttausende deutscher Soldatengräber in Polen sind
dafür der Beweis. Wenn das den Leuten des Posener
,,l(iirjer« ent an en ist, so liegt das entweder an ihrer
mangelnden lufassungsgabe oder an. einem Mangel a-n

anständiger Gesinnung Wahrscheinlich an b-eidem. Weiter:
Der »l(urjer« spricht von Eourtoisie und Gastfreundsch«aft.Er

hat wohl die Absicht, die polnische Eourtoisie dadurch unter
Beweis zu stellen, daß er die Anwesenheit deutscher Offiziere
und Soldaten in Polen dazu benutzt, deren Flagge zu be-

schimpfen. Deutscherseits kann man ihm für die Offenherzig-
leit, mit der er seine Auffassung von Anstand usw. bekundet,
nur danken. Jhm wegen dieses schlechten Benehmens, das
insichtdem deutschen, sondern dein polnischen Anisehenschaden
«kann,eine Zurechtweisung zuteil werden u la sen, ist nicht
Edle Aufgabe deutscher, sondern polnischer

Militärbesuch aus Polen
Auf Einladuii des Oberbesehlshabers der Wehrmsachh

Generalosberst von lom-berg, trafen am 23. August fü nf
polnische Offiziere unter Führung des General-

mafors K iit r ze ba , des Direktors der polnischen Kriegs-
akasdemie, in Dresden ein. Sie nahmen an Uebungen des

Jnfanterie-Regiinents Dresden und des Ar-tillerie-Regiments
Dresden teil und ibesichtigten dann Kasernenianlagen und das
Armee-Museum.

Ein Wappen für Gdingen
Jn Gdingen soll jetzt ein Stadtwappen eingeführt wer-

den, für das verschiedene Vorschläge gemacht worden sind.
Die meiste Aussicht auf Annahme hat bisher eiin Projekt, das
ein glattes Plagiat des Danziger Wappens dar-
stellt, nämlich auf rotem Grund-e zwei übereinanderstehende
weiße Adler, genau angeordnet wie die Kreuze im Danzigers

teilen.

Wappen, und darüber dieselbe goldeiie«Krone,wie sie im-
Danziger Wappen ist. Durch die Aehnlichkeit sder Wappen
soll angeblich »die historische und wirtschaftliche Verbindung
der beiden polnischen Fenster zur See« unterstrichen werden.
Man kann das auch als Mangel an eigenen Einfallen
bezeichnen.

·Zappot. das Danziger Weltbad
—" Verschiedentlich ist in der reichsdeutschen Presse davon
die Rede gewesen, daß der K u r o rt Z o p p ot in diesem
·,Sommer besonders stark von Juden iiberlausen sei. Das ist
glücklicherweisenicht der Fall. Wohl gibt es in Zoppot zahl-

reiche ausländische Kurgäste, neben den Reichsdseutschen, die

natürlich weit iiberwiegen, vor allem Skandiiisavier und
Polen. Die Juden treten unter ihnen nicht besonders hervor.
Und vor allem verrät sowohl die Kurvserwaltung wie die Be-

völkerung Zoppots nicht die geringste Neigung, aus-gerechnet
auf die hier und da aiiftretenden füdischenKurgäste irgend-
welche besondere Rücksicht zu nehmen. Es ist durchweg dafür
gesorgt, daß sich alle anderen Gäste dort erheiblich wohler
fühlen als gerade die Juden. Nachrichten, die von einem in
diesem Jahre besonders ausf die Nerven fallen-den jiidischen
Andrang in Zoppot erzählen, sind geeignet, diesem Kurort

und damit dem deutschen Danzig zu schadenr indem sie u. U.
reichsdeiitsche ji«irlauber dazu veranlassen, Zoppot zu meiden.
Je mehr Deutsche, oie eine bewußte und feste Einstellung zur
Rassensrageh.atien,«;iachZoppot und in die anderen Danziger
Bader gehen, um io weniger Lust werden die Juden ver-

spuren, sich dort blicken zu lassen. Nur dann, wenn Zoppot
von den Deutsbe selber nernachiässigj wir-d, wird es eine
besondere Anziehungskraft auf die Juden (und übrigens
auch aus die Polen) ausüben können.

Autoftraße deutsche Landesgrenze—Warschau
Die vom staatlichen polnischen W e g e b a u f o n ld s in

Aussicht genommenen Wegebauarbeiten sehen den N e u b a u
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;sch e n k-t, und mit großer Achtung

einer Autostraßfe von derdeutsch-polnischen«
Landesgrenze uber Posen und Lodz bis
Warsch a u vor. Auf diese Weise würde Warschau eine

Autoverbindung mit Berlin und dem Westen Europas er-

halten. Mist den Vauarbeiten auf dem A b s ch n i tt
P o se n — S ch r o d a wurde bereits begonnen. Daneben
ist auch der Neubau einer Strecke von Gdingen
nach Ostoberschlesien, die die Wojewodschast
Pommerellen und Posen in nordsüdlicher Richtung durch-
schneidet, in Angriff genommen worden.

Ein Urteil über Dr. Pant
Vor kurzem erschien ein polnisches Buch über »Die

Kämpfe um das Teschener Schlesien in den Jahren 1914 bis
1920«. Sei-n Verfasser ist ein Pole namens Klein en s

Ma t u s i a k, der sich rühmt, von den Deutschen den Bei-
namen »die wilde Bestie« erhalten zu haben. Auf Seite 136

seines Buches gibt Matusiak die Erinnerungen eines haupt-
manns namens P a w el Kanto r wieder. Es heißt dort:
«Dam-als kam auch ich als Offizier zum erstenmal an eine

sichere Stelle. J kam nach der Kommandantur dies Sturm-
bataillons der 1 . Division. Adjutant dieses Bataillons war

D r. P a n t, gegenwärtig Ab eardneter - ini- Schlesischen
Sejm. Dieser Mann hat die lawen auf Schritt
»und Tritt bevorzugt, seine besondere
Sympathie den« polnischen Offiszieren gei-

ist er den Legionären
begegnet. Bei den Ansprachen im Kasino hat er die

Preußen in scharfer Weise gebrandmarkt,
unsd man konnte herausfühlen, daß er sie im h e rze n

gehaßt hat. Darüber können Bände geschrieben werden,
aber das gehört nicht hierher. Jch wollte Dr. Pant nur er-

wähnen,.weil er mir nach dem Abzug der Legionäre eine

größere Anzahl abgestempelter Fahrscheine für die haupt-
verbreiter der Desorganisation gegeben hat, die nach der
heim-at fuhren, um dort eine Massendesertion
aus dem österreichischen heere vorzube-
r ei te n.« Es

handeltsich hier um denselben Dr. Pant, der

jahrelang eine ehr maßgeblicheRolle im ostoberschlesischen
Deutschtum gespielt hat, der seit etwa anderthalb Jahren das
im Esmigrantenton gehaltene hetzblatt »Der Deutsche in
Polen« herausgibt, dessen krankhafter olitischer Kastholizis-
mus sich als ein erheblicher Störungs saktor im Deutschtum
Polens erwiesen hat,

«

Man kann es verstehen, daß sich der

Pole, dersobi e Worte geschrieben hat, sehr kühl und deutlich
von diesem. anne dist-anziert.

»Gott mit uns«

Der Arbeiter Karl Kaczmarczyk, der bei-m
Bahnbau Ryb-nik—Pleß beschäftigt ist, fiel dem technischen
Leiter M us i o l i k vor kurzem dadurch unangenehm auf-
daß er ein altes deutsches Militärkoppel mit

der Aufschrift »Gott mit uns« trug. Muiolik forderte den«
Arbeiter auf-, das Koppel abzulegen. Als aczmsarczyk dieser
Aufforderung nicht nachkam, einmal weil er glaubte, Mu-
ssiolik habe nur einen sblöden Witz gemacht, und dann, weil er
das Koppel brauchte, um seine hosen oben zu halten, wurde
er auf der Stelle entlassen. Musiolik sollte ein-mal
seine hosenknöpfe untersuchen, ob da nicht vielleicht noch
»Made in Gewinns-« draus sie-ht-

Deutfcher Betriebsrat entlassen
Der deutsche Volkstumsangehörige F ran z L e h n a rt,

der dem Betriebsrat der Friedenshutte angehört,
wurde am 16. August fristlos entlassen, weil er sich
geweigiert hatte, der Lebensversicherung der ,,Föder-ation
der polnischen Verbände der Vaterlandsverteidiger«bei-
«utreten. Die Entlassung erfolgte auf Grund dses § 123

bs. 5 der Gewerbeordnung, der folgenden Wortlaut hat:
,,Fristlose Entlassung kann erfolgen, wenn sich Arbeiter
Tätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den Arbeit-

geber oder seine Vertreter oder gegen Familienangehörige
des Arbeitgebers oder sein-er Vertreter zuschulden kommen

lassen.« Davon, daß Lehnart sich eines Verstoßesgegen
diesen Paragraphen schuldig gemacht hat, kann keine Rede
sein«Lehnart hat lediglich den Beitritt zu der Versicherung
eines Verbandes abgelehnt, der ihn nichts angeht. Franz
Lehnart hat als Mitglied des Betriebsrates die Velsange
seiner deutschen Arbeitskameraden vertreten. hierin istj
wohl der eigentliche Grund für seine Entlassung zu suchen-



Die Belegschaft hat durch den polnischen Vorsitzenden
des Betriebsrates gegen das anmaßensde Verhalten des
Betriebsleiters Goszinski schärfstenEinspruch erhoben.

Zlöze werden iimgelaufk
Die Kohlenfliize im nberschlesischen Berg-

b a U r e v i ei fänd· bekanntlich nach den Namen verdienter

deutscher Pioiiicre des Bergbaus benannt Daran wird

Anstoß genommen Nach Meldungen der poliiischen Presse
haben sich"-.-i:·-i«schiedeneGriibeiiverwaltungen bei der polnischen
Bergbehörde dafür eingesetzt, daß die bisherigen
deutschen Bezeichnungen der Flöze ab-

g e s ch afft werden. Offenbar fühlen sich die neuen herren,
die in den betreffenden Griibenverwaltungen sitzen, durch
die Namen der deutschen Bergpioniere allzu sehr an die

Fragwürdigkeit ihrer eigenen Verdienste um die Entwicklung
des oberschlesischen Bergbaus erinnert.

Toppernicus mit dein hakenkreuz
Jn der »Polska Zbrojna«, im ,,Dziennik Poznanski« Und

im ,,Dzjeimik 08trowski« vom I. August ist die K a r i k a t ur

eines Eoppernicus-Denkmals erschienen: Der

große Denker mit einem preußischenhelm auf dem Kopfe
hält einen Globus in der hand, auf dem vdas hakenkreuz
prangt. Ueberschrifts «Eoppernicus wieder mal uein
Deutscher.«Bilderklärung:» »Der deutscheVerlag Propylaem
-Verlag, der eine Abteilung von Ullstein ig,gibt ein vier-

bänd"iges Nachschlagewerr heraus, wo
,

eit Stoß (wi«t
-siwosz), Coppernicus usnsd Pestalo i als Deuts erscheinen.«-«
hierzu schreibt Dr. K u rt L ü ck - osen im » osener Tage-
blatt«: Wir weisen den »Dziemiik Poznanski« noch auf andere

Angriffsmöglichkeiten hin: —

1.Jn der vom polnischen Westmarkenverein ism

eigenen Verlage her-ausgegebenen Broschüre ,,U-eber den

deutschen Einfluß auf die polnische Kultur« (0 wplywje nie-

mieckim iia kiiltiire volska) heißt es auf Seite Z: » . . .Nico-
laus Eoppernicus, aus einer d e u ts ch en, aber Polen
treuen Fsamili-e·« (... Mikolaj Kopemik z niemieckiej, ale

wieriiej Polsce rodzjny pochodzacy.«)
2. Jn der der psolnischen kulturellen Auslandspropa-

anda dienenden, in französischer Sprache erscheinen-den-
eitschrift .,Pologtie Littöraire·' 1933, Nr. 80l1, S. 4, wird

Veit Stoß ein »sciilpteur alleman d. ne ä Nuremberg« (ein
deutscher Bild auer,« geboren in Nürnberg) genannt.
Und der Posenser unstshistoriker S. D e tlo f hat in seiner
letzten Arbeit: »Die Quellen der Kunst des eit Stoß« (,.U
Trödel sztiiki Wita Stwosza«), Warschau 1935, S. 57J8 end-

gültig mit der Legende des polnischen »Wir Stwosz" auf-
geräumt.

Ueber die Beweisführung mögen die herren Resdakteure,
die sich in der Veit-SWß-Frage noch in geschichtlichen Ge-

dankengängen des vorigen Jahrhunderts bewegen, selber in

Detloffs Arbeit nachlesen. Und Pestal’ozzi?·..-. Lassen wir
ihn in Ruh’, damit nicht eine neue deutsch-polnische-Streit-
frage entstehtl Der «Dziennilc Poznanski« aber möge nicht in

die Ferne schweifen, denn das Gute liegt doch so nah.

Der polnische Pinsel
Seit längerer Zeit schon ist wieder eine neue polnische

Aktion gegen den deutschen Beskidenverein Bielitz
im Gange- Diesmal geht es um die Markierungstafeln, die
der Verein im Gebiet des Klimczok, der Magora des Josess-
berges mit dem hanslik des Skrzyczne, der Lipowska und

der·Babiagora angebracht hat. Mehrere Jahrzehnte vor dem
Kriege schon, als es in diesem Gebiet noch keine anderen, vor

allein keine polnischen Touristenvereine, gab, hat der deutsche
Beskidenverein mit der touristischen ErschließUUgdieses Ge-
birgslandes begonnen. Welche Arbeit er dort geleistet hat,
das lann man aus der Tatsache entnehmen, daß er fast
ein halbes Jahrhundert lang über 300 km

.Marki.erungen angelegt und unterhalten

Bat.Verschiedenen polnischen Touristenvereinen, die erst
ahrzehnte später entstanden unsd für die die Arbeit des

deutschen Vereins in vieler hinsicht· Vorbild war und auch
noch heute ist, scheinen die Markierungen des Beskiden-
vereiiis ein Dom im Aug-e zu sein. Seit längerer Zeit wer-

den
auOfBAnregungund mit Wissen dieser polnischen Vereine

die egetaseln und-Markierungsstangen
des deutsche-n Ver-eins zerstört und ver-

sch m ie r t. Jn einem Bericht des Beskidenoereins über

jsichdanach jeder klberbilden. Anstatt selbt etwas zu leisten,zerstören diese »

Stühle

diese Vorgänge heißt es u. a.:" »Zunächst traten im Babia-
goragebiet die Tafelstürmer auf den Plan. Die Orientie-

ruiigstafeln, die böswillig zertrümmert wurden, die Markie-

ruiigsstangen, die — obgleich lebenswichtig —- beseitigt
wulrden, sind nicht zu zählen. Die aus der tsch e ch i s ch e n

Seite·vom Beskideiiverein Bielitz immer noch erhaltenen
Markierungeii sind bis auf den heutigen Tag
vollkommen unangetastet geblieben. Ein Mar-

tyriiim ist die Arbeit des Beskidenvereins auf der Babiagora
seit etlichen Jahren. Kaum aufgestellt, wurden die Markie-
rungstsafeln entfernt. . . . Mit einem Eifer, der einer
besseren Sache würdig wäre, soll alles, was an den Beskidens
verein auf der Babiagora erinnert, ausgemerzt werden.-«
Jm Jahre.1934 setzte eine ähnliche Tätigkeit im Gebiete des
hanslik ein. hier unterhielt der Beskidenverein seit etwa
40 Jahren mit Zustimmung der Grundherren die Markie-
rung Biala—,.f)anslik unsd Straconka—Porombku. Ueber
Nacht sozusagen, ohne sich mit dem Beskidenverein ins Ein-
vernehmen zu setzen,hat die Sektion Biala des (polnischen)
Tatravereins die e Markierungen ,,übernom-men«. übermalt
und
«- asbweichend von den Karten des militärgeographischen

Instituts — durch Tafel-n als seine eigenen bezeichnet.«Ein
Urteil überdie besondere Art von sportlicher Gesinnung, die
«— nach diesen und anderen Vorgängen zu urteilen —- in den
Reihen der polnischen »Tvuristenvereine« u hause ist, kann

»«ou.ristenvereine«das,was von deutcher
Seite eleistet worden ist, oder geben es mit hilfe von ein
weni Farbeals ihre eigene Leistung aus. Das Ueber-malen

und erstoren der Wegemarkierungen ist schließlichnur ein
kleines Abbild dessen, was in Polen seit jeher in größtem
AusmaßgeschiehtOb es sich um eine Wegetafel oder um

Eoppernicus oder um ein ostoiberschlesischesJndustriewert

Handelt,«—
der Geist, der die Leute mit dem polnsischen

arbenpinsel beherrscht, ist immer derselbe.
Die Volkspartei platzt auseinander

Im Jahre 1930 schlossen sich die drei bäuerlichen
Parteien, der ,,Pjast«, die ,,wyzw01enie« und der »Bauern-
bun-d«,zur V o l k sp ar t ei zusammen. Diese Partei steht
in«OppositionzurRegierung. Jm Juli bes loß ihr Kongreß
die Nichtbeteilgung an den kommenden ahlen.. Einige
Wochen daraufvaber traten 15 führende Mitglied-er von dem

,

Beschluß;dem sie kurz zuvor nochzugsestimmt hatten, wieder
·

zuruck und setzten sich plötzlichfür die Wahlbeteiligung der
polnischen Bauernschast ein. Sie hatten sich mit maß-
gebenden Männern des Regierungsblockes, die früher selber

ur Wyzwolen-ie-Gruppe gehört hatten, unter der hand in

erbindung gesetzt, um sich eini e der einträglichenAbgeord-
netenniandate zu sichern. Zu er Zukunft der Volkspartei
haben sie offenbar kein Zutrauen mehr. .

Es wurden ihnen hin-
Lsichtlichder Sejmmandate auch ziemlich weitgehende Zusagen
gemacht. Doch erlebten die« X.,Sezessionisten«eine Ents-
ZtauschungDie ihnengemsachtenZusagen sind nicht gehalten
worden. Auf der Kandidatenliste für den Sejm sind sie
nur mit drei Namen vertreten. Sie haben sich zwischen zwei

gesetzt! Die oppossitionelle Bauerns-
front aber haben sie durch ihren Abfall
auseinandergesprengt. Es handelt sich bei den
Sezesfionisten um Leute der radikalen Wyzwolenie-Gruppe,
deren Bestrebungen sich weitgehend mit denen der klein-

bäuerlichen Vertreter im Regierungsblock decken.

Neue deutsche Militäraitaches
Der deutsche Militärattache in Warschau, General

v o n S ch in d le r, wird in nächster Zeit seinen Posten ver-

lassen; er wird im Reichsheer weitere Verwendung finden-
An seine Stelle soll Oberst v o n S tu d n i tz nach Warschau
gehen. — Der bisherige Militärattache in M o s k a u ,

Oberst ha rtm a nn, der in derselben Eigenschaft auch in
Kauen akkrediert war, ist von seinem Posten abberufen
worden. Er findet gleichfalls im Reichsheer Verwendung.
Sein Nachfolger ist General der Kavallerie von K ö st r i n g.
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Elga Kern macht sich unbeliebt
Es hat eine Zeit gegeben (sie ist auch heute noch nicht

ganz überw-unden),
f

da liebten es die Polen, sich dem

deutschen Schrifttum gegenüber auf die paziaxistischeJüdin Elga Kern zu berufen, die sich im erein mit

Friedrich Wilhelm Förster, hello von Gerlach und Genossen
seinerzeit für befugt hielt, die deutsche Oeffentlichkeit über
Polen, »wie es wirklich ist«, zu unterrichten. Zur Zeit des

Umsturzes in Deutschland war Elga Kern gerade wieder

einmal in Polen; sie hat es vor ezogen, als Emigrantin in

Polen zu bleiben. Es ist ihr eitdem nicht besonders gut

fegangem
Die polnischen Stellen, mit denen sie vorher zu-·

ammengearbeitet hatte, konnten sie jetzt, da ihrer litera-

rischen Tätigkeit in Deutschland der nötig-e Resonanzboden
fehlte, nicht mehr gebrauchen. hin und wieder drückte man

ihr »in Anerkennung früherer Verdienste««noch etwas

Taschen eld in die hand. hin und wieder erschien auch noch
ein Auf atz von ihr in der polnischen Presse. Die stark jüdisch
beeinflußte polnische Litersaturzeitschrift ,,Wiadomosci Lite—

rackie«, die der Regierung nahe steht, hielt es für angebracht,
der aus Deutschland emigrierten Jüdin ihre Förderung zu-
teil werden zu lasfen. Vor einiger Zeit schrieb Elga Kern nun

ein Buch unter dem Titel ,,Marja Pilsudka — die

Mutter des Marschalls«. Das Buch kam zunächst in

deutscher Sprache heraus. »Die gefchäftstüchtigeJüdin hatte
es nicht für nötig gehalten, sich vor oder währen-d der Ab-

iassungBdesBuches mit dem Marschall selbst oder einem
einer eauftragten in Verbindung zu setzen. Jhre mangelnde

Sachkenntnis ersetzte sie durch echt jüdischen Schmus. Von
der polnischen Kritik ist das Buch z. T. mit berechtigter Ent-

rüstung abgelehnt worden. Bei dem deutschsprechenden
Publikum hat es anscheinend keinen lohnen-den Asbsatzge-
funden, weshalb es ElglaKern wohl für an ezeigt hielt, auch
noch eine polnische eberse ung er cheinenzulassen.
Die Uebersetzung wurde von einer eamtin des heeresbüros,

N o w a c z y n s k a , besorgt. Und die herausgabe dieses
albernen Machwerkes wurde vom Verlag der heereshaupt-
buchhansdlung bekrgtDie ganze ngelegenheit hatte

«
schließlichnoch e i n

gerichtliches NachspieL Die Uebersetzerin No-

waczynska sollte für ihre Arbeit ein honorar von 300 Zloty
erhalten. Die Uebersetzung ist keine leichteArbeit ewesen,
denn es waren dabei eine Masse geradezu ikandalö er sach-
licher Fehler der Verfasserin richtig zu stellen. Als das pol-
nische Buch erschienen war, weigerte sich Elga Kern plötzlich,
die vereinbarten 300 Zloty zu zahlen. Sie wurde verklagt,
erschien jedoch nicht vor Gericht, sondern schrieb einen Brief,
in dem sie sich in abfälliger Weise über die Uebersetzerin aus-

sprach und sich dann schließlich zu der Bemerkung verstieg,-
für die Uebersetzerin sei es eine Ehre gewesen, mit ihr, der

Elga Kern, zusammenarbeiten zu dürfen, und es sei eine

Dreistigkeit, für diese Ehre auch noch eine Entschädigung zu
verlangenl Elga Kern wurde natiirlich zur Zahlung des

honorars und zur Tragung der Gerichtskosten verurteilt.

Außer den jungen Männern, mit denen die alternde Jüdin

gern die Warfchsauer Nachtlokale besucht, wird kaum sein-and
diese berechtigte Abfuhr bedauern. Fiir die jüdischen Kultur-

bolschewisten um die ,,wiadornosci Literackie« bedeutet die

shonorarangelegenheit eine peinliche Panne. Jn der national-

demokratischen Presse sind bei dieser Gelegenheit noch einige
andere Fälle angeführt worden, in denen Elga Kern durch
ihre literarische Tätigkeit und ihr geschäftlichesVer-halten
gleichfalls unliebsames Aufsehen erregt hat. Die begründete
Empörung der polnischen Oeffentlichkeit ist ein zwar später,
aber doch recht bemerkenswerter Kommentar zu dem Buche-
das die Kern vor einigen Jahren über Polen geschrieben hat,
und das damals von polnischer Seite gern gegen das deutsche
Schrifttum herausgestellt wurde. Man konnte es sogar auf
den polnischen Konsulaten als Reiselektüre erhalten.

Litauische Geschichten von heute
Jn der Nacht vom 17. zum 18. Augut wurden in ganz

Litauen Aufrufe der litauischen auernschaft
angeschlagen. Darin wird Mitgliedern der Kauener Regie-
rung zum Vorwurf gemacht, daß sie nichts für die Bauern

tun, sich auf deren Kosten persönlich bereichern und ihr er-

giunertesVermögen
dann ins Ausland verschieben. Die

auernschaft, heißt es weiter, habe nicht die Absicht, mit der

Waffe ge en die Regierung vorzugehen. Sie sei aber ent-

schlossen, gdurcheinen Lieferstreik die Städte auszuhungern
und auf diese Weise die Regierung zum Nachgeben zu

zwingen. Nur die Wiederherstellung normaler

kolitischer Beziehungen zum Deutschen
e ich konne die Lage der litauis en Basuernschaft bessern.

Dem Streikbeschluß ist, wie es cheint, vor allem im süd-
lichen Litauen Folge geleistet worden« Dort hielten die
Bauern die nach Kauen führen-den Straßen in weitem Um-

fkreisbesetzt und verhinderten die Lebensmittelzufuhr in die

hauptstadL Es machten sich daraufhin sehr sbald erhebliche
Schwierigkeiten in der Versorgung Kauens mit lebensnot-

wendigen Waren, besonders mit Milch, bemerkbar. Ueber

verschiedene Landesteile wurde der A u s n a h m e z u st a n d
v e r h ä n g t. Gegen die rebellierenden Bauern wurde mehr-
fach Militär und Polizei eingesetzt. Bei einem der Zu-
sammenstöße gab es am 27. August drei Tote. Ein

Polizeibeamter wurde durch Steinwürfe getötet; zwei
Bauern wurden erschossen. Das litauische Regierungsblatt
»l.ietuvos Aidas« führt die Unruhen auf kommunistische
Verhetzung zurück. Man kann den Leuten in Kauen zu
ihren bolschewistischen Bundesgenossen gratulieren. Wer
vom Juden ißt, stirbt daran.

·

Am 27. Juli starb der durch seine Deutschenfeindschaft
bekannte Pfarrer Valentin Gailius. Er war ein
Bruder des derzeitigen illegalen Oberbürgermeisters von

Memel. Er wurde 1887 im Kreise Pogegen geboren, besuchte-
das G mniasium in Tilsit und studierte mit hilfe e i n e s

deut chen Stipendiums isn Königs-berg, — woraus

er dann später das moralische Recht zur Bekämpfung und

Verachtlichmachung alles Deutschen ableiten zu können
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lsaubte· 1924 spielte er im Memelgebiet als »ev a n g e l i -

ch e r K i r ch e n k o m m i s s a r« eine besonders unwürdige
olle; zu diesem Posten hatte ihm sein Bruder Viktor

Gailius, der damals illegaler Präsident des Direktoriums
war, verholfen. Er scheiterte an dem geschlossenen Widerstand
aller memelländischen Pastoren und der gesamten evange-
lischen Bevölkerung. Sein geistliches Amt übte er später nicht
mehr aus. Jn den letzten Jahren unterrichtete er am

litauischen Gymnsasium in Memel. Unvergessen ist der Ruf,
mit dem ihn die memelländische Bevölkerung bei seinem
öffentlichen Auftreten als Kirchenkosmmissiar empfing: »T u-

miims pardawe, Judosctiius!« (,,DU hast uns ver-

raten, du Judas!«).
Der litauische Gouverneur hat d r e i n e u e G o u v e r -.

nemesntsräte ernannt, unid zwar je einen Referen-
ten für Schiilfrageii, für Pressefragen und kirchlicheAnge-
legenheiten. Dieser letztere Posten wurde mit dem bisherigen
Regimentskaplan des litauischen heeres, Dagies, besetzt-
Seine Ernennung bedeutet den ersten Schritt auf dem Wege

ZurDurchführung
der neuen Kirchenordn·ung,deren Ziel die

ereinheitlichiing der memelländischen mit der evangelischen
Kirche Großlitauens ist. .

Der Führer der »Santara«, einer litauischen Jugend-
organisation im Memelgebiet, ein gewisser G r i g o l a i t i s,

und der Sekretär dieses Verbandes, S a u g a
,

wurden ihrer
Aemter enthoben. Sie haben Gelder ihrer Organi-
s a t i o n u n te r s ch l a g e n. Grigolaitis ist vor einiger
Zeit erst von dem illegalen Präsidenten des Landes-direk-

toriums, Bruvelaitis, zum Beamten im Direktorium ernannt

worden. Moralisch einwandfreie Leute stehen den Litauern

für ihre Memelpolitik nicht zur Verfügung.
Ein Deutscher aus Memel wurde zu einer G e l d st r a f e

v o n 2 0 0 L i t, im Nichtbeitreibungssalle zu 14 Tagen Ge-

ängnis, verurteilt. Er hatte einige litauische Weiber, die ihre
recki e Wäsche am Badestr·an·d waschen, darauf

aufmerkszamgemacht, daß das eine Rucksichtslosigkeitgegen-
über den Badegästen sei. Die Verurteilungerfolgte weaen

»staatsgefährlicher Aeußerungen l



Das Ausland urteilt über Memel
Stärker als bisher beschäftigt sich das Ausland seit

einiger Zeit mit dem Memelproblem. Daß·0lleStimmen-
die über Memel laut werden, eine Verurteilung Litauens

enthalten, liegt in der Natur der Sache-·

»Es ist klar«, s rieb kürzlich der Berner »B un d«,,
»daß, wenn die litaui che Regierung durch die verantwort-
lichen Signatarmächte nicht daran gehindert wird-»ihre
Maßnahmen beziiglich der Landtagswahlen durchzuführen-
von einer freien und ordnungsgemaßen
Wahl keine Rede sein kann . . . Wird dem rechts-
wisdrigen Vorgehen der Litauer im Memelgebiet nicht Ein-

halt geboten, so ist bestimmtmit Komplikationen
zu r e ch n e n. Zwar ist vor kurzem seitens einer·Signatar-
niacht ein neuer Schritt bei der litauischen·Regierung an-

geregt worden. Wie aus einem Pariser Beri t aber hervor-
geht, ist die Absendung einer Kollektivnote au einen Dr u ck

der Sowjetregierung in Paris unterbliebem
Soll es im Memelgebiet zu der Einhaltung der inter-
nationalen Verträge, vor allem der Memelkonvention,
kommen, so wird es zunächst einmal notwendig sein, sich von
diesem Sowjetdrurk zu besreien.«

» . , » » ·

Auch der Londoner »stak« beschaftigte sich kurzlich mit
dem Memelproblem; er schrieb u. a.:· «Dem »Memelgetbiet

aben die litauischen Behörden e in e r ein e V·oil-Ptreckungsregierungauferlegt. Die Litauer

werden die Wahlen zweifellos in der scham-
lofesten Weise beeinflussen. Dieser drohende
Skansdal ist so ernst, daß der franzosis e Ministerprasisdent
Laval völlig die Besorgnis der briti chen Regierung »in
dieser Angelegenheit teilt. Allerdings ist Mussolini im

Augenblick nicht viel daran gelegen, daß sich der Völker-
bundsrat mit irgendeinem internationalen Abkommen

befaßt . . .«

Jn den ,,Schweizerischen Monatsheften«veröffentlichte
der Schweizer Journalist J a n n v o n S p r e ch e r einen
längeren Bericht über seine Beobachtungen im Memelgsebiet.
Es heißt dort u. a.: ,,D as klein e V o lk (d. h. die Memel-

bevölkerung) ist seinen herrschern ohneiede Be-

schränkung ausgeliefert. Uns scheint, als ob die

Litauer die jahrhunidsertelan se Unterdrückung, die sie selbstunter russischer herrschaft erfahrenhaben, nun den Meme -

ländern vergelten wollen. S i e b en eh m en sich w i e

ein Volk, das aus Unfreiheit und Knecht-
schaft plötzlich zu einer ungewohnten Macht

Süden als
Das nationaldemokratische »slowo Pomoksk«ie« brachte

eine interessante Uebersicht über d a s A u f t r e te n d e r-

Juden in den polnischen Kurorten. Aus der

veräffentlichten Aufstellung geht hervor, daß einzeln-e Kur-

orte Polens unter ihren Kurgästen mehr als
50 v, h. Jud e n zählen. Am stärksten sind die Kurorte in

den galizischen Bergen von Juden heimgesucht. An erster
Stelle steht der Kurort Z a w o i a in Gali ien, wo unter den

anwesenden Kurgästen in diesem Jahre 7 v. h. Juden ge-
ählt worden sind. Nur wenig besser ist S k ol e mit 63 v,«.f).
uden gestellt. J iv o n i c z weist 60 v. h. 1iidischeKurgaste

aus,Jaremcze 55 v. h» Szczawnica 51 v· h» ferner
Krynica, Ustron, Worochda unsd Ciechocinek
je 46 v· h. Der

große
internationsale Kurort Pol·ens, Z a -

ko p an e, zählt 3 v. h. jüdischerBesuch-er. Es entspricht
nur der allgemeinen Verteilung des Judentums in Polen-
wenn die

wenigstenjüdischen Gäste die posenschen und

pommerellischen urorte aufzuweisen haben, nämlich He I U

9 v, h. und hohensalza 2 v. h. Besonders in den

polnischen S e e b ä V e I· U , die sich freilich in einem äußerst
primitiven Zustand befindenund anspruchsvolle Gästenicht
anzulocken vermögen, hat sich in diesem Jahre eine ahnliche,
liegen die Juden gerichtete Bewegung bemerkbar gemacht-
wie sie sich bereits in hlreichen deutschen Bädern unsd

Kurorten, die etwas au sich halten, durchgeseßthat. Die
Parole »Juden sind hier unerwünscht« hat auch
M der heute zu Polen gehörendenKüstenstreikewachsen-den
Anklang gefunden.

ekommen ist undsich an ihr berauscht. Gewiß,Beutesind sie in der Lage, diese Macht rücksichtslos aus-

zunutzen, denn hinter ihnen steht als mächtiger Verbiindeter

ihr früherer Unter-drücken R u ß la n d. Und trotzdem
spielen sie ein gefährliche-s Spiel. Der Osten will

nicht zur Ruhe -kommen, tiefgehende Veränderungen sind
möglich. Das Memelland ist nur eine kleine Figur in einer

weit-bewegenden Partie. Möchte doch der Gang der Er-

eignisse das traurige Geschick dieses kleinen, tapferen Volkes
wenden unsd ihm nach Jahren schwerer Prüfun
der Tag der Freiheiterscheinen.«

«

Die amerikanische Schriftstellerin V i o l a B o d e n -.

s cha tz , die sich längere Zeit im Memelland aufgehalten hat-

Bat
eine Broschüre unter dem Titel »Das arme Memel«-

erausgegeibeny Dort schreibt sie in einem Kapitel »Li«
tauen sei-zwingtdie Peitsche« u. a. folgen-des:·
-»Wenn die itauer dem Memelgebiet die wahren autonomen

Rechtegäben, würde es keine Memelsrage geben . .
. Die

We t ist physisch und geistig der internationalen Unstimmig-
keiten müde. Aber man muß verstehen, daß die

zahlreichenMemelländer, die Jahrhunderte hindurch einer Ras e, einer
Nation unsd einer Zivilisation angehörten, nicht in M o -

naten oder Jahren, selbst nicht in einem

Jahrhundert, in ein anderes Volk um-

gewandelt
werden können, das ihnen dem

lutund derKultur nach fremd ist. Wie können
die Großmächte England, Frankreich, Jtalien und Japan,-
die Signatarmächte des Memelstatutes, erwarten, daß die
Welt für den Schrei der Unterdrückten des Memellansdes
tasube Ohren habet Der Vertreter Amerikas gehörte in der

Paris-er Friedenskonsferenz zu denjenigen, die Deutschland
zwangen, auf Memel zu verzichten. Deshalb hat
unser Land die moralische Verpflichtung,
sich des Schicksals des Memellandes anzu-
nehm en. Können andere Nationen an die Aufrichtigkeit
dieser Mächte glauben, wenn sie von iair may und Frieden
reden und den-noch keinen Fingerrühren, um den Memel-

ländern die Freiheit zu geben, ie sie ihnen versprachen, als

Bedas Statut ins Leben riefen? J a h r e l a n g h at
emel stillschweigend geduldet, jetzt sind

leine
Wunden in Eiterung üsbergegangen,

etzt werden seine Schreie gehört. Es muß
erlöst werden, ehe sein Volk dem Wahnsinn verfällt oder

untergeh-t.«

Kurgäste
Aufschlußreichsind auch die weiteren Zahlenangaben des

erwähnten polnischen Blattes: J n alle n K u r o r t e n

Polens sind die Juden als Kur äste in

diesemJahremit37v..f).beteiligt. ennman

nun bedenkt, daß es in Polen etwa 30 Mill. Arier unsd etwa
3 Mill. Juden gibt, so kommt man zu dem Ergebnis, daß
»von je 46 in Polen lebenden mosaischen Juden je einer.
einen polnischen Kurort besucht, währen-d dieses Zahlen-.
verhältnis bei den Ariern Polens 1:273 beträgt. Oder
anders gerechnet: Von je 10 000 Juden oder

Ariern in Polen fahren zum Kuraufenthalt
in polnische Kurorte je 213 Juden, aber

nur 36 Arier. Solche Zahlen gesben zu denken. Sie

lassen die wirtschaftlich maßgebende Stellung des Juden-
tums in Polen deutlich erkennen. Und außerdem werden sie
denjenigen Auslänsdern, die etwa die Absicht haben sollten, sich·
in einem der polnischen Kurorte zu erholen, eine Warnung
sein; man kann einem gesund denken-den Mensch-en nicht
umuten, einen völlig verjusdeten Kurort

aufzuäuchemebrigens steigt der Vomhundertsatz der polnischen uden-
die sich einen Kuraufenthalt leisten können, egenüsberden

Ariern, die sich in einer solchen glückli en Zue befinden-
noch ganz beträchtlich, wenn man die esu erlisten
der stark von polnischen Staatsangehori-
gen besuchten Kurorte des Auslandes be-

achtet. Manfindet dort in den Kurlistenzahllose N»amen
polnischer Juden: Posamsenter und Veilchenbaum, vaens

berg und Rosenstrauch . , ,
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Verkehrsverhältnisse der Vayerischen Ostmark
sJin Folgenden werdendie wesentlichsten Gesichtspunkte

eines Vortrages des Direktors der Regentalbahn-AG.; Vg.
F i s ch l, wiedergegeben. Der Vortrag war für die A r b e i t s-

tagung des Bandes Deutscher Osten in Cham
bestimmt, konnte dort aber wegen Zeitinangiels nicht mehr
gehalten werden.)
Das Gebiet der Bayerischen Ostmark gehört mit seinen

gebirgigen Grenzkreisen zwischen Hof und Passau zu den

verkehrspolitisch am wenigsten erschlossenen Teilen des

Deutschen Reiches. Jm Gau ebiset gibt es 2797 km h a u p t-

u n d N e b e n sb a h n e n. on den 1123 km hauptbsahnen
isind die wichti sten die Strecken hof—Regensburg (—Lands-
hüt) und Piasau—Regens«burg-Neumarkt. Daneben gibt
es noch drei Privatbahnstrecken von zusammen
55 km Länge. Es muß anerkannt werden, daß seit der

Machtergreifung außerordentlich viel für die Verbesserung
der Verkehrsverhältnisse im Gaugebiet getan worden ist. Im

Personenverkehr wurden die G e s ch w i n d i g k e i t e n

sb e de u"t se n d e r h ö ht: auf den hauptstrecken bis zu 110-
Stundenkilometer und auf den Nebenstrsecken durch die

Trennung des Personen- vom Güterverkehr Ibis zu 50 Stun-
denkilometern Außerdem wurden die Z u g s f o l g e n

v e r dich t e t. Eine wesentliche Verbesserung bedeutete die

Einführung von Triebwagen im Personen-zier-
-kehr. Die ersten Triebwagen wurden auf· den Strecken Neu-

mark-t—P-assau, Passiau—Freyung, Waldkirchen—.f)aiid-
mühle und Plattling—Kalten-eck, also im südlichen Teil des

Gaugebietes, eingesetzt. Auf Grund der hier gemachten gün-
stigen Erfahrungen wurde der Triebwagenverkehr allmäh-
lich auch auf einer ganzen Reihe von Strecken des mittleren
und nördlichen Gaugebietes eingesetzt: W-ei-den—Eslarn,
Weiden — Neukirchen, Aimberg—Lauterhofen, Amberg —-

Schmiedmiihle, Amberg — Schnaittenbach, Selb — hollens
brunn—Leupolds-dorf u. a. m. heute laufen aus den Neben-

bahnstrecken des Gaugebiet-es 30 Triebwagen, deren Lei-

stung etwa 20 v. H. des gesamten Reisezugdienstes des

Gaues Bayerische Ostmark beträgt. Die Eiinstellung weiterer

16 Trieb-wagen steht bevor. Dann wird der Rseichsbahndirek-
tionsbezirk Regen-sbürg, zu dem der weitaus größte Teil des

ZGaugebietes gehört, unter allen deutschen Bezirken hinsicht-
lich der Versorgung mit Triebwagen an der Spitze stehen. ,

Vorbildliches ist auch in bezug auf die Ei n r i cht u n g
von Güterkraftlinien der Reichsbahn ge-
leistet worden. Da die Nebenbahnstrecken das Gebirgslsand
vielfach nur sehr unvollständig erschließen,hat die Reichsbahn
sim Gaugebiet die Verkehrsliicken durch Güterkraftlinien nach
Möglichkeit zu schließen versucht. Die 37 heute bestehenden
Linien versorgen eine Strseckenlänge von 1833 km und halben
eine tägliche Wagenleistung von 3704 km. Es gibt 261

Kraftwagenhilfsstellen in Orten ohne Bahnverkehr.
Auch die Forderung nach billigen Tarifen

ist seitens der Reichsbahn bereits sin weitgsehenidem Maße
Vsberuckichtigtworden. Es bestehen z. Zt. nicht weniger als

400 usnahme«gütertarif"e, die in der hauptsache
Güter des« täglichen Bedarfs und Erzeugnisse der Ost-mark-
Eindustrie betreffen. Jm Personenverkehr bestehen ism Gau-.
gebiet etswa 30 Arten von Fahrpreisermiißii

Izu
n g en; etwa 64 v. h. des reisenden Publikums genießen

s ahrpreisermäßigung. Diese Ausnahmsetarife unsd Preis-
nachlässe reichen jedoch für die besonderen Verhältnisse der

Bayerischen Ostmark noch nicht aus. Die Industrie dieses
sGebietes liegt sehr ungünstig zu den hauptabsatzgebieten
Die frachtliche Vorbelastung ist für die haupt-
sindustriezwei e der Ostmiark (.f)olz, Stein, Glas, Porzellan-
Papier und eder) auch heute noch empfindlich. Eine

Frachtvenbilligung (etwa nach dem Vorbilde der für Ost-
preußen getroffenen Regelung) muß als das Kernproblem
ider Ostmarkwirtschaft angesehen werden.

·

Viel erörtert wird das Projekt einer d u r ch g e.h e n -

den Grenzbahn von Passau bis hof. Man ist
der Meinung, daß die Schließung der bestehenden Bahnlücken
zwischenFreyung—Grafen-au,Bodenmais—Kötzti-ng, Wald-

munchen—Eslarngenügen würde, um eine den ganzen

Bayerischen Wald»duquuerende,der Grenze parallel
laufende, lei tungsfahige ahnlinie zu schaffen. Jedoch würde
auf diese eise das-Verkehrsprobleni des Gren gebietes
kaum gelöst werden können. Die- große Vahnlinie assaus
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Regensburg—hof ist so leistungsfähig, daß eine über Berg
und Tal des ganzen Waldgebirges führende Bahn nicht in
der Lage wäre, den Verkehr billiger und schneller zu bewert-
stelligen. Die bestehenden Bahnstrecken, die nach dem Projekt
durch mehrere neue Strecken zu einer zusammenhängenden
Grenzlandbahn verbunden wer-den sollen, sind als Neben-
bahnen mit ungünstigen Steigungen, kleinen Kurvenhalb-
messern und schwachem Oberbau den Anforderungen nicht
gewachsen, die hinsichtlich der Verkehrslasten und der Ver-

kehrsgeschwindigkeit an eine großeDurchgangslinie gestellt
werden müssen. Die Führung von Schnellzügen auf einer
derart zusamsmengestückeltenGrenzlandbsahn käme überhaupt-
nicht in Frage. Um sie zu einer leistungsfähigen hauptbahn
zu machen, wäre es notwendig, nicht nur die fehlenden
Strecken neu, sondern auch die schon vorhandenen Strecken
völlig umzubsauen· Das würde ein Kasital erfor-.
dern, das anderweitig zur erkehrser-.
schließung des Grenzlandes besser
wendet werden kann.

Billiger und zweckmäßiger ist es, die Verkehrslücken
durch gute Straßen zu schließen, auf dsiesen den Personen-
und Güterkraftverkehr zu verstärken, die vorhandenen Bahn-
strecken, die Zubringerstrecken zu den hauptlinien find, zu
modernisieren und auf i nen, wie schon bisher, die Fahr-
"geschwin-digkeitenzu erhöhen, idie Zugsfolgen zu verdichtem
Triebwagen einzustellen und die Tarife angemessen
niedrig zu halten.

«

Die wichtigste der drei- im Gaugebiet bestehenden Privat-
bahnen ist die R e g e n ta l b a h n. Sie verbindet die Reichs-
bahnstrecke Plattling—Eisenstein mit der Reichsbahnstrecke
Kötzting—Eham-Schwandorf z w i s ch e n G o t te s z e ll
u n d V l a i b a ch in einer Gesamtlänge von 40 km. Sie ist
dise einzige Bahnlinie des Kreises Viechtach, der bei 27 000

Einwohnern keinen leinzigen Meter Reichs-bahn und Staats-

straße besitzt.
Der Gau Bayerische Ostmark hat zwar ein ziemlich aus-

gedehntes S t r a ß en n etz. Doch entspricht der Zustand der

Straßen großenteils noch nicht den wachsen-den Verkehrs-
bedürfnissen. Vielfach ist Umbau, Begradigung
der Kurven, Verbreiterung und Neuher-.
stellung der Decken notwendig. Seit der Macht-
ergreifun ist auch in dieser hinsicht viel geschehen. Mehrere

gundert
ilometer haben neue Straßendecken erhalten. Jm

nteresse der Ostmarkwirtschaft wäre zu wünschen-,daß beim

Straßenbau nach Möglichkeit der heimische Rohstosf,
G r a n i t , verwendet wird.

Neben die Reichs- und Privatbahnstrecken und die

Güterkraftlinien (die auch einen behelfsmäßigen Personen-
verkehr mitführen) tritt die Reichspost mit ihren Kraftwagen-
linien als beachtlicher Verkehrsträger hervor. Jm Gaugebiet
gibt es Zt. 109 Reichspostkraftlinien (-dazu
noch. 11 ommerlinien), die eine Streckenlänge von 2112 km

(bzw. 519 km) versorgen. Wenn der von der Reichspost
durchgeführte Kraftverkehr noch nicht ausreicht, so liegt das

in erster Linie an dem Zustand vieler Bezirksstraßen, der
einen Kraftverkehr noch nicht zuläßt. Die Verkehrsfrequenz
aus den Rieichspostftrecken leidet unter den sfurdie arme Ost-
markbevölkerung zu hohen T a rifen. Diese·durften nicht
höher als die Eisen-bahntarife, also 4 Pfennig je km, sein«

Zusammenfassend ist festzustellen: Aus dem Gebiete des
E i s e n b a h n v e r k e h r s ist seit der Machtübernahnie
Entscheidende- geleistet worden. Der K r a f t o e r t e h r

für Lasten (Reichsbahn) und Personen (Reichspost) hat große
Fortschritte gemacht. Doch«isthinsichtlich des Ausbaus des
S t r a ß e n n e tz e s noch vieles zu tun. Das vordringlichste
aller Probleme ist die Frachtenregelung, die noch
mehr, als es bisher schon der Fall ist, den wirtschaftlichen
Bedingungen der ungünstigen Verkehrslage der Bayerischen
Ostmark angepaßt werden muß. Jst das Straßen-bau-
programm einmal durchgeführt,und ist das Frachtenproblem
entsprechend geregelt, dann sind die wesentlichstenVoraus-
setzungen für ein Aufblühen der Wirtschaft des bayerischen
Grenzgaues gegeben, weil dann die natürlichen Reichtümer-,
die seine Wälder, seine Steinbrüche usw-und nicht-zuletzt
sein-e avbeitsame und genügsame Beoolkerung darstellen, in
vollem Ausmaß nutzsbar gemacht werden können·

·

Ucc-



Dass Gleichnis vom- Verlvrenen -

Sohn-
Zwischen uralten Buchen und vom Seewinsdkrumm-

gezausten Kiefern steht auf hohem hügel der Bismarckturm.
Von seiner Plattform überschaut man die ganzen Jnseln
Usedvm-Wollin,«sofern der herrliche Mischwald dem Blick

nicht Grenzen setzt. Jm Süden, iinsdeutlich im Sonnenglast,
dehnt sich das hass. Jin Norden, Fechts und links im

horizont verschwinsdend, nagt weißkopfige Brandunzzan
dem breiten gelben Sandftreifen des Strandes Jm run

vergraben sind dort Häusergruppem ganz fern im Osten
Misdroy, dann, durch die lange hasenmole und den Leucht-
turm kenntlich, Swiiiemün-de. Zu Füßen, rechts, das«
Kinderparadies Ahl-beck. Etwas links Bansin. Un-·dganz
weit im Westen schimmert, ein schneeweißerStrich am

horizont, Rügens Kreideküste. Eisrige weiße Motorboote
und Dampfer ziehen draußen ihre Bahn. Jn. blauer hohe
exerzieren Flugboote des Kriegshafens Swinsemunde, am

horizont manövrieren ein paar schwarze Torpedoboote.
Als wir in den Ort kamen, grüßte uns ein großes

Schild: ,,Juden stop!« Und an allen Straßeneckensteht.es

auf kleinen Plakaten: ,,Jiiden Sind
in heringsdvrf nicht

erwünscht!« Lange bevor die uden allgemein aus· den

deutschen Bödern ausgeschlossen wurden, hat sich herings-

dorf von diesen unerwünschten Gasten befreit· Der Kenner
der deutschen Ostsee-bäderwird erstaunt aufmerkeni Aus-

gerechnet heringsdorf7 SeitJaZrzehntenwar diesesland-
schaftlich reizvvllste Ostseebad der nseln fur die nichtjudischen
Erholungsuchenden verlorenes Land. Aus»der einstigen
Gründung deutscher Fürsten, aus dem zeitweilig mosdernsten
und am stärksten besuchten Badeplatz der Ostseehatte sich eine
Art Kurfiirstendamm an der Ostsee entwickelt, den die

deutschen Badegäste in weitem Bogen mieden. Schon 1933

wurde das — ohne äußeres Zutun, rekn aus dem Volks-

empsinden heraus — anders. Sollte dieser deutschePlatz,
der bis weit in den herbst hinein durch seine besondere
Landschaft ein herrliches Reiseziel ist — sollte»er«weitersur
die Deutschen verloren sein? Die durchlangiahrige Juden-
jnvasion doppelt empfindliche Bevvlkerung ging mit

doppelter Energie ans Werk, ließ alle Bedenken beiseite und

lehnte die jüdischenBesucherkurzerhand ab.
Das ist leichter e agt und geschrieben als getan. Die

Erholungsuchenden lassensich nicht herbeikommandieren, und

lange noch haftete heringsdorf der jüdische Geruch an, vib-
wohl keine Juden mehr vorhanden waren. Eine bitter-
schwere Zeit folgte für die hotels und Pensionen, mit langen
Hälsen standen mißmutige Portiers voi« den Türen, und dies-,
Fischer lagen untätig bei ihren sahrbereiten Booten im
Sande. An den«hellen Villen in den schönen Parkanlagen
standen.Verkaufsschilder. Niemand kam. Aber die heringse
dorfer hielten durch. "«

hart unter dem ragenden Bismarckturm erstand in den
Waldhügeln der Thingplatz des Gaues Pommern. Große
Tagungen wurden herverlegt, so in diesem Frühsvmmer
ein Zeltlager der deutschen Erzieher Pommerns, von denen»
wohl mancher wiederkehren wird. Und nun ist aus der
üsber einen halben Kilometer langen Seebrücke manchmal
wieder richtiges Gedränge, die Stransdkörbe sind ausverkauft,.
und nur die Jnhaber von Luxusgeschäften und allzu kost--.
spieligen Lokalen haben ihre Fassade noch mit Mißmut ad-.
«

eputzt. Denn das Publikum hat sich ründlich geändert.
ie billigeren Pensionen sind besetzt, lebha tes Treiben herrscht

am Strande-« Neben Besuchern aus dem Auslande, die nur

den schönen Platz suchen und sich um das veränderte Gesicht
des Badepusblikums nicht kümmern, lagern Mitglieder ders
NS-Gemeinschaft ,,Krast durch Freu«de«,lagern auch von der,
RS-Volkswohlfahrt hergeschickte, unsd lagern alle die, die ein

burgerliches Bad suchten, das seine einsame und erholfame
Seite hat und auch seine unterhaltsame, heringsdorf
wandelte sein Gesicht, mußte es notgedrungen wandeln. Mit
einem anerkennenswertenOpfermut hat sich die Bevölkerung
durch die schwerste Zeit indurchgekämpst, und so sei ihr,
wie dem heimgekehrteii erlorenen Sohn, zwar kein ge-
mastet Kalb geschlachtet, doch sei ihr Dank gesagt im-
Namen aller. diie ihren kurzen Urlaub wirklich nutzen
wollen. Und alles, was einmal war, sei vergessen und vergeben-

Vuchbesprechungen
Die deutschen Ansiedlungen in Weslpreuszeniind Posen

in den ersten zwölf Jahren der polnischen herrschaft. ·Von
F r i e d r i ch h e i d e l il. Schriften des Osteuropa-Jnstitutes
in Breslau. Verlag Priebatschs Buchhandlung, Breslau.
1934. 63 Seiten. Preis 2,50.73Jt. —- Zu dem vor· einigen
Jahren erschienenen Buche von hermann Rauschning uber
die Entdeutschung Westpreußens und Posens ist die Schrift
von heidelck eine notwendige Erganzung. Sie untersuchtdie

zahlenmäßigeEntwicklung, die die deutschen Ansiedler»dieser
Gebiete bis«zum Jahre 1932 durchYmachthaben. Die An-»
siedler sind neben den deutschen eamten nach der Be-
hauptung der polnischen Agitation diejenigen Deutschen,die

mit dem Boden der deutschen Ostmark»amwenigsten ver-

wurzelt gewesen sein sollen. Durch heidelcksUntersuchung
wird diese diffamierende Behauptung widerlegt. Es ergibt
sich nämlich, daß die zahlen-maßige Verringerung des

deutschen Ansiedlertums in Posen und Pommerellen zum,
größeren Teil aus polnische Zwangsmaßnahmen(Annulla-
tion, Liquidation und Anwendung des Wiederkaussrechtes)
zurückzuführen ist, und daß nur etwa 30 v. h. der zur Zeit
der Abtrennung vom Reich in Posen und Pommerellen
sitzenden Ansiedler ihren Besitz »sreiwillig« an Polen ab-

gegeben haben, — wenn man hier überhaupt·von. ,,sreik
willigem« Verkauf spre en kann. heidelck stutzt sich bei

seiner Untersuchung au die Angaben der Ansiedlungs-
kominission aus dem Jahre 1914, auf die Ergebnisseder
privaten deutschen Volkszahlung von Mitte 1926 und einer

unter seiner Leitung im Jahre 1932 durchgeführtenFrage-
bvgenerhebung Die aßnahmemdievon polnischer Seite
angewandt wurden, um die. Ansiedler zur Abgabe ihrer
Stellen zu zwin en, werden .in der Schrift gebühren-dbe-

leuchtethl Jnteressantsind die Angaben, die

aufs·
Grund der

Erhabungen von 1932 über die Widerstandsahigkeit der

einzelnen deutschen Ansiedlergruppen nach ihrer Stammes-
Zugehökigkeitgemacht werden können. Für die Beurteilung

der Nachkriegsentwicklusngdes Deutschtums in Posen-«.
Pommerellen ist die Untersuchung heisdelcks von erheblichem
Wett. Dr. K.

Ein Memelbilderbuch. Von Walter E n g elha r d t.
Mit einer Einführung von Ernst Wiech ert. Verlag
Grenze und Ausland, Berlin 1935. 96 Seiten mit über
100 Bildern. Preis kart. 3,60 Gibt-. — Zu dem halben
Dutzend Memelbroschüren, die in letzter Zeit erschienen sind,
it das vorliegende Bilderbuch eine willkommene Ergänzung.

ngelhardt ist mit Worten sparsam umgegangen. Die

hauptsache sind die sast durchweg ausgezeichneten Bilder, die
ein kurzer, plaudernder Text begleitet. Jm Wechsel der,
Jahreszeiten durchwandert und erlebt man an hand dieser.
Bilder die Niederung und das große Moosbruch, die Dörfer
am has-f und den sumpfigen Erlwald, die Nehrung und das

Dünengebiet an der Scheschuppe. Ernst Wiecherthat«dem

Buche ein Vorwort egeben, wie es in dieser dichterischen
Vollendung nur ein ünstler vermag, der seine«heim-at lier
und erlebt. Es ist darauf hinzuweisen, daß die Bilder fast
durchweg nicht aus dem Memelgebiet, sondern aus der

Landschaft links der Memel stammen. Dr. K.

Ritterorden, Preußen und Reich. Von Otto W e b e r -

Kr o h·s e. Schliefsen-Verlag, Berlin SW 11. 1935. 126

Seiten. Preis 3,— .72.-it. — Weber-Krohse liebt es, nach dem
Vorbild Moseller van den Brucks, seine Gedanken in knappe,—
schlagen-de Thesen zusammenzufassen Das ist gut, aber ge-
fährlich. Gesährlich deshalb, weil die Versuchung nahe liegt,
die Genauigkeit des Jnhalts dem Streben nach traffer
Formulierung unterzuordnen. Nicht immer entgeht eber-

Krohse dieser Gefahr. Jn acht Aufsätzengibt er in dem vor-
liegenden Buche einen Aufriß preußischer Geschichte,nicht
den Fortlaus ihrer Ereignisse, sondern das Wesentliche und
Bleibende der in ihr wirkenden Kräfte von Raum, Mann
und Jdee. Die Zeit der sideologischen Verflachung, die das
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Zweite Reich charakterisierte, und die Zeit Michael Küchen-
rneisters, des »Kleinbürgers- unter den hochmeistern des

Deutschen Ritterordens«, bedeuten zwei Tiefpunkte preußi-
scher Geschichte, verschuldet durch Menschen, die dem Zwang
zum Revolutionärem der im Preußischen liegt, nicht gerecht
zu werden vermochten. Die raumpolitischen Voraussetzungen
der preußischenEntwicklung und die härte und Wendigkeit
ihrer Mittel werden an der Außenpolitik des Ritterordens
-und am Werk des Großen Kurfürsten,des Repräsentanten
preußischen Barocks, s arf und überzeugend umrissen. Was
der Protestantismus ür das Wer-den des Nordostens be-
deutet hat, und wie

Wilhelms i. die Jdee des Preußentums vom herrschenden
ins Volk hineingepfianzt wurde, wird in zwei weiteren

Kapiteln gezeigt. Ostpreußen als politische Landschaft und

Niedersachsen als Mutterboden preußischen Werdens voll-
enden das Vild, das Weiber-Krohse entwirst. Dr. Ic.

Dstland Pommern. Streiflichter aus Wirtschaft, Kultur
und Politik. herausgegeben vom Bund Deutscher Osten,
Landesgruppe Pommern, und dem Gren landamt der Pro-
vinzialverwaltung. Verlag Naher Ost-en, erlin und Stettin
I935. 53 Seit-en mit 10 Bildern. —-

Eammenstellungeiniger lehrreicher Artikel, die Waltser
r e ich el besorgt hat, ist daher zu begrüßen-;«Die Bedeu-

stung der vertehrspolitischen Fragen,
«

die für die unmittel-L
baten Grenzkreise und den Stettiner hafen »durchden-

Versailler Vertrag aufgeworfen wurden, und die bevölke-

rungspolitische Entwicklung, die das östliche Pommern als
ein Gebiet mit sinken-der Bewohner ahl zeigt, wird in einigen
Kapiteln behandelthanse und eutschritterorden werden
als die ge chichtlich gestaltenden Kräfte Pommerns ge-
schildert. Die Baugeschichte wird, unterstützt von einer

"

Reihe von Bildern, skizziert. Schließlich werden die aus dem

Grenzlandcharakter sich sürBDO und hJ ergebenden Auf-
gaben aufgezeigt.« Einige Bedenken erregt das Kapitel
-,,Menschen in Pommsern«. Dr. Ic.

TotentanzYiii civland. Roman von S i e gfr i e d v o n

V e g e s a ck."Universit-as Deutsche Verlagsgesellschaft Berlin
1935. 332 Seiten. Preis Pappe 4,80..7t..-if., Leinen 5,50.Jkfl.-!s.—-
Mit dein vorliegenden Buch vollendet Siegsried von Vegesack
seine Trilogie eines baltischen Schicksals. Jn Blumibergs-
of« schilderte er die Kindheit Aiirels und das ruhig hin--
ließendeLeben des baltischen Deutschtums, in ,,herren ohne
heer« die Schul- und Studienjahre des jungen Balten und
die Zeit der ersten Revolution bis zum beginnenden Welt-

krieg. Der ,,Totentanz in Livland' berichtet über die Not

des Krieges und die Katastrophe des baltischen Zusammen-
bruchs, »Nichts soll beschönigt, nichts bemäntelt, eigene
Schuld nicht abgeleugnet werden«, heißt es im Vorwort.
,·,Die baltische Tragödie bedarf keiner Verherrlichung, dem

zartenSchicksal wird nur harte Wahrheit gerecht.« Die
«

alten haben sich im Weltkrieg als Deutsche gefühlt,.aber
dein Zaren ihre soldatische Treue gehalten, Erst nach dem

, turz des Zaren stehen Soldatenpflicht und Volksbewußtsein
nicht mehr im Widerstreit zueinander Wie die Balten diesen
Zwiespalt erleben, wie sie mit dem Ende des Zarenreiches
auch ihr eigenes Ende herannuhen sehen, zugleich aber zu
»der inneren Freiheit des handelns gelungen, die ihnen in

diesem Kriege bis dahin gefehlt hat, wie der Weltkrieg, in
dem sie nur Nebenfiguren gewesen sind, schließlich für sie
zu einem Kampf um die heimat wird, das schildert Vegesack
an den Gestalten seines Romons. Sie haben als Individua-
listen gelebt, aber sie haben es doch schließlichverstanden, für
die Jdee einer Gemeinschaft zu sterben. herren ohne heer
waren sie früher, in der Baltischen Landeswehr rourden sie
ein heer non herren. Die uielsachen Sonderinteressen und

Sonderansichten die die baltischen herren früher, soweit es

der Rahmen ihres alten Standesbewußtseins erlaubte, ver-

folgten, haben in der Zeit des Zusaininenbruches die Vor-
aussetzungen, unter denen sie gedeihen konnten, verlore-n.
Aeußere Gewalt hat zum inneren Umbruch esührt, hat aus

einem herrschen-den Stand eine kämpfende ngolksgruppege-
macht, hat die Balten, die immer Deutsche geblieben, aber

doch in manchem ihre eigenen Wege gegangen waren, wieder
eingeordnet in das große deutsche Geschehen-·Diese Zeit-der-
inneren Umstellung, die auch heute noch nicht-zum Abschluß
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Rom-manpflegt: neben den anderen Grenzgebieten in. derl

.egel recht stiefmütterlich behandelt zu werden. Die Zuåj

gekommen ist, kann nur einer schildern, der, wie Vegesack,
mit der baltischen Ei enart in ihrer typischen Prägung
sowohl wie in ihrem ang zu» individualistischen Absonder-
lichkeiten vertraut ist. Das Buch schließt dort ab, wo mit

dem Totentanz in Livland eines der blutigsten unsd leid-«
vollsten Kapitel der deutschbaltischen Ges ichte abschließt.
Der neue Aufbruch, der diesem Abschluß ge olgt ist, ist nicht
mehr Gegenstand dieses Buches. Sei-ne Richtung ist durch
das Bekenntnis ge eben, das Vegesack den jungen Balten
ablegen läßt: ,,Ge chlagen, geknechtet, gedemütigt, —- jetzt
Deutscher? Jetzt, im Unglück,erst rechtl« Dr.l(.

Brennpunkk Böhmen. Von Mo r k o ma n u s. Lusdwig
Voggenreiter Verlag, Potsdam 1935. 72 Seite-n. Preis
1,80 Maja — Die geopolitische Bedeutung des böhmischen
Kessels tritt auf jeder Landkarte Europas so augenfällig
hervor, daß notwendigerweise die Frage nach der militä-
rischen Bedeutung dieses Raum-es, der seit Versailles das
Kernstück des

tcheäzoslowakischen
Staates bildet, gestellt

werden muß. n er vorliegenden Broschüre wird diese
Frage nach verschiedener Richtung hin beantwortet. Die·

Entstehung und Zusammensetzung des tschechisehen heeres
nach politischer Gesinnung,.Volkstum und Bewassnung wir-d

eschildert. Besprochen wird das Auftreten tschechischee
» rup en im Lan der- Geschichte (hussiten, Legionäre, Krieg-«

mit ngsarn i· J.·19l9). Die Militär.bün·d«nisse,die Entwicksj
lung der tschechischen Wehrgesetzgebung, dsie militärischez
Jugendausbildungusw. werden dargestellt und die strategisch
wichtigen Straßen und E.isenbahnen,s Plätze und Gebirgs-s
zuge wer-den beschrieben. Die Schrift enthält viel Wissens-
wertes. Abgelehnt werden muß jedoch die den tatsächlichen
Verhältni sen nicht gerecht werden-de Verwendung des
Wortes » schechoslowaken«als Volkstumsbegriff. Mehrere
Kartenskizzen sind der Broschüre beigegeben. Dr. l(.

Sonne über Böhmen. Ein fröhliches Buch. sVon
Friedrich Jaksch Bergstadtverlag "Wilh.. Gottl.- Korn,’
Breslau 1934. 298 Seiten. Preis Leinen 4,80-.f-23-ø.——-«

Jaksch erzählt die Geschichte des Krispinsus Krauspenshaar,
des Schuhmach«ers,Musikanten und Aufrührers. Seine Art
zu erzählen, ist derb und besinnlich zugleich-. Wie der-kleine
Krispinus als der Sah-n einer ärmlichenWäscherin zu einem
kräftigen, seelisch unverbogenen Burschen heranwächst, wie-
er sich zu seinem Vater, dem wandernden Geiger, verhält-
der die Mutter erst heiratet, als der Junge schon mancherlei

"

u begreifen anfängt. wie er mit seinem- Schulmeisterpdem

TäterA—drian. sich herumzankt unid raust, beim Meister
cholz das ehrbare Schusterhandwerk erlernt und sich ins«

Mariedlein zum heulen unglücklich verliebt, wie schließlich
auch bei ihni der ererbte Wandertrieb und die Lust am

Fiedeln durch-brechen, wie er musizierend das Lan-d durch-
zieht, in das Morden und Brennen der Bauernunruhen
gerät und endlich wieder festen Boden unter den Füßen
gewinn-t, — so schildert Jaksch ein Leben voller Freiheit
unsd Unrast, das schließlichdoch seinen Sinn «und seine
Vestänsdigkeit findet, das von Sonne erfüllt ist unsd Sonne
verbreitet. Ueber alle Schatten und Widrigkeiten des
Schicksals siegt die innere Fröhlichkeit des Krispinus und

BittreGewißheit der unvergänglichen Sieghaftigkeit alles
e ens. l(.

Zur das Vildamt der Landesarubbe
werden Lichtbilder und gute Abbildungen — auch einivandfret
erhaltene Ansirhtskarten -, die das Deutschtuin und seine
Kultur in Vergangenheit uiid Gegenwart in den ehemaligen
deutschen Ostgebieteu darstellt-in zu taufen gesucht Gesucht
isiiekren Dorf- nnd Städte-bilden Qaudschaitsaiisiinljinem Volks-
typen und -trnrhten, Dcnkmiiler, Burgen, Kirchen deutsche
Klein-, Handwerks- und Volkstunst. Yliigebote init Preisau-
gabe crbittet die Tandesgravve Qitaiart des BDQ Fr. K. Kriedeh
Frankfurtsvben Hindeabiirgftcaße79b

«

Für die Vütherei und das Archiv
der Unitdeggruppe Ostmark werden Bitt-der, Schriften, Aufrufe,
Plakatc, Urkunden aller Art, Zeitschriften usw-, die die ehe-
maligen Provinzen Posen und Westpreußen betreffen, zu kaufen
gesucht· Angebote mit Preisangabe sind zu richten an die

Landeögruppe Oftmark des PDO, Fr. K. Qriebeh
Frankfurt-Oder, Hindenburgsiraße 79 b.


